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Der Heimatdienſt 


Die Konferenz von Laufanne 


Don Miniſterialdirektor Dr. von Kaufmann 


Über die Hügel, auf denen die Stadt Lauſanne maleriſch und 
auch ein wenig unbequem gebaut iſt, find einige Hotels verſtreut, die 
länger als drei Wochen der Schauplatz einer ſchweren Arbeit und 
eines amerikaniſchen Tempos der Journaliſtik waren. Die Stadt 
Lauſanne hatte unten am See ein ganzes Hotel ſtillgelegt und ge⸗ 
pachtet, um ein Konferenzlofal zu haben, und gerade diefes Hotel 
wurde am wenigſten praktiſch benutzt. Auch der Vollſitzungsſaal in 
einem zweiten Hotel iſt nur an den beiden Eröffnungstagen und 
den beiden Schlußtagen benutzt worden. Die dazwiſchen liegenden 
20 eigentlichen Konferenztage, in deren Reihe nur die beiden erſten 
Sonntage eine gewiſſe Ruhepauſe waren, der dritte Sonntag ſchon 
nicht mehr, waren Kämpfe hinter verſchloſſenen Türen, Teil- 
beſprechungen zwiſchen Vertretern von zwei, drei oder vier Kon⸗ 
ferenzſtaaten, diplomatiſche und finanzielle Sonderverhandlungen 
verſchiedenſter Art. Schon das Mißverhältnis zwiſchen den Er⸗ 
wartungen rein organiſatoriſcher Art, welche die Konferenzſtadt zu 
ihrer Einteilung bewogen hatten, und der tatſächlichen Benutzung 
dieſer Einrichtungen zeigt, daß dieſe Konferenz, ungleich der Genfer 
Abrüſtungskonferenz, den parlamentariſchen Konferenzmethoden 
weitgehend auswich und ihren Schwerpunkt in Sonderberatungen 
anderen Stils hatte. 


In ſeiner Eröffnungsrede meinte der Konferenzpräfident Mac⸗ 
Donald ungefähr, daß den Staatsmännern jetzt von den Völkern 
eine letzte Chance gewährt worden ſei. Mißlinge es hier, dann ſei 
dies für lange Seit die letzte Konferenz geweſen. Dieſes Gefühl und 
das Bewußtſein der überaus ernſten Folgen, welche nicht nur ein 
Abbruch, ſondern auch ſchon eine bloße Vertagung hätte haben 
müſſen, hat ſchließlich nach überaus langem und heftigem Ringen 
zu dem Dertragsabſchluß geführt. Zu verdanken ift die Vermeidung 
von Dertagung und Abbruch vor allem der unermüdlichen Vermitt- 
lungsarbeit Mac Donalds, der immer wieder mit Energie dort ein⸗ 
ſetzte, wo ein toter Punkt ſich ergeben hatte. Solche tote Punkte 
gab es mehrmals. Schon der Beſchluß, mit welchem der zweite 
Konferenztag, der 17. Juni, begann, der Beſchluß nämlich, daß für 
die ganze Dauer der Konferenz, alſo auch über eine Vertagung hin- 
aus bis zum wirklich formalen Konferenzſchluß, alle politiſchen 
Sahlungen zu ruhen hatten, ſchon dieſer Beſchluß wurde — obwohl 
rein techniſch⸗taktiſcher Natur und nur dazu beſtimmt, den 1. Juli, 
d. h. den Tag des Ablaufs des Hoover-Moratoriums, zu überwinden 
und jo die Konferenz nicht unter Zeitdruck zu ſtellen — als die 
Möglichkeit einer Vertagung aufgefaßt, denn er machte für dieſen 
Fall wenigſtens inſofern reinen Tiſch, als bei der Unmöglichkeit 
einer ſofortigen Einigung eine volle Sahlungspauſe eingetreten 
wäre bis zu dem Zeitpunft, zu welchem eine neue, formal die alte 
Konferenz die Arbeiten hätte fortſetzen können. Es tauchten damals 
ſogar Befürchtungen auf, ob nicht dieſer Beſchluß vom 17. Juni 
eine Vertagung erleichtere, weil die Delegationen ſich hätten ſagen 
können, daß die Vertagung zunächſt wenigſtens eine volle Zahlungs- 
pauſe, kein bloßes Moratorium, für alle Beteiligten bringe. Dies 
wäre aber natürlich keine Löſung geweſen, und ſie hätte niemals 
der kommenden Weltwirtſchaftskonferenz denjenigen hoffnungs⸗ 
volleren Auftakt geben können, den der Vertrag von Lauſanne nun 
tatſächlich gegeben hat. Damals jedoch waren die Auffaſſungen von⸗ 
einander ſo entfernt, daß man ſchon am zweiten Konferenztage nicht 
recht weiter wußte. Man hatte ſich gegenſeitig erklärt, und die 
Franzoſen hatten bei aller Freundlichkeit im Ton doch in der Sache 
die Belaſtung der Deutſchen Reichsbahn für eine Reparationsſchluß⸗ 
zahlung gefordert, mit der Berufung auf das Baſeler Sachver- 
ſtändigengutachten. 


Damit war der erſte, der offizielle Konferenzab⸗ 
ſchnitt beendet, und es begann am folgenden Montag der zweite 
Abſchnitt, die Dermittlerarbeit Macdonalds, der vier Tage 
lang abwechſelnd mit der deutſchen und der franzöſiſchen Delegation 
verhandelte, ohne eine entſcheidende Annäherung herbeiführen zu 
können. Es begann die Zeit, in der die Journaliſten aller Länder 
zwiſchen drei Hotels hin und her ſtürzten, in denen die Frage, wer 
wann wen beſucht habe, an der Spitze der Wunſchliſte aller Nach⸗ 
richtenhungrigen ſtand. Am Freitag der zweiten Woche, genau am 
achten Tage nach jenem Veſchluß vom 17. Juni, begann der 
dritte Abſchnitt, die direkten Verhandlungen zwiſchen 
der deutſchen und der franzöſiſchen Delegation. MacDonald hatte 
die beiden Delegationen zufammengeführt, damit fie in gemein⸗ 
ſamer Sitzung einander genau und ſowohl durch perſönliche wie 
durch ſachliche Wirkung näherkämen. Stimmungsmäßig ſchien dies 
am Freitag, den 24. Juni, einen guten Anfang zu nehmen. Es 
handelte fih damals vor allem auch darum, den Dertretern Frant- 
reichs die wirkliche Lage Deutſchlands darzulegen und die Tatſache 
zu begründen, daß und warum ſeit dem Baſeler Sachverſtändigen⸗ 
bericht, alſo zwiſchen Dezember und Juni, die deutſche Lage ſich 
entſcheidend verſchlechtert hat, und daß deshalb die Erkenntniſſe des 
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Sachverſtändigenausſchuſſes einer Ergänzung aus den Tatſachen der 
letzten fünf Monate bedurften. Die gemeinſamen deutſch⸗franzöſi⸗ 
ſchen Verhandlungen, die begleitet wurden von ſtillen, aber vielfach 
für beide Seiten ſehr anregenden wirtſchaftspolitiſchen Beſprechun⸗ 
gen, wurden am zweiten Montag der Konferenz, am 27. Juni, 
wieder aufgenommen, von franzöſiſcher Seite in erſichtlich ſchlechterer 
Stimmung, die wie immer in ſolchen Fällen der Gegenſeite zur Laſt 
gelegt wurde mit der Behauptung, die Haltung Deutſchlands habe 
ſich über den Sonntag geändert. Die deutſch⸗franzöſiſchen Be⸗ 
ſprechungen gingen denn auch ſchließlich ſo ins Leere, daß Mac⸗ 
Donald am Mittwoch, den 29. Juni, als Konferenzpräfident 
wieder eingriff und in das verwaiſte Hotel, das als eigentliches 
Konferenzlokal gedacht war, die Vertreter der ſechs Hauptmächte, 
der ſogenannten einladenden Mächte im Gegenſatz zu dem Dutzend 
der Eingeladenen, zu einer Sitzung einberief, in der die Konferenz 
zunächſt einmal organiſatoriſch wieder flottgemacht wurde. Nämlich 
durch Einſetzung von zwei Ausſchüſſen, deren erſter die eigentliche 
Konferenzaufgabe zugewieſen bekam, alfo die Reparationsfrage mit 
allem Zubehör, während der zweite Ausſchuß die wirtſchafts⸗ 
politiſchen Fragen zu behandeln hatte, wodurch die Ent⸗ 
ſcheidung gefallen war, daß dieſe wirtſchaftspolitiſchen Aufgaben im 
weſentlichen der Weltwirtſchaftskonferenz zugeſchoben wurden, deren 
Vorbereitung der zweite Ausſchuß zu entwerfen hatte. Dieſer zweite 
Ausſchuß war auch jhon ſehr bald, am nächſten Tage, im weſentlichen 
mit feinen Arbeiten fertig. der Reparationsausſchuß wurde 
nun zur eigentlichen Konferenz, und im Grunde waren die Tage 
vom 50. Juni bis zum 8. Juli der entſcheidende Konferenzabſchnitt, 
fie waren, nach fo vielen Anläufen, die eigentliche Lauſanner Kon- 
ferenz. Man könnte ſich vielleicht fragen, ob man nicht am 17. Juni 
ſchon dort hätte anfangen können, wo man erſt vierzehn Tage ſpäter 
angefangen hat. Aber der mehrmalige Anlauf war aus verhand- 
lungstechniſchen und ſonſtigen Gründen wenigſtens inſofern nicht 
vergeblich geweſen, als man ſich nun ſo vieles ſchon geſagt hatte 
und als bekannt vorausſetzen durfte. Als Geſamtheit tagte der 
Reparationsausſchuß auch nur ſehr felten; er zerfiel bald ganz 
informell in einen Unterausſchuß der Gläubiger und in die weitere 
Fortſetzung der Sonderbeſprechungen, durch welche Macdonald bald 
die eine, bald die andere Seite informierte und ſich ſelbſt informieren 
ließ. Das ging fo bis zum Ende der dritten Woche, bis die Gläu⸗ 
biger ſelbſt feſte Dorfchläge machten. Man darf nicht vergeſſen, 


daß die Konferenz von Lauſanne nicht nur eine Verhandlung zwiſchen 


den Reparationsgläubigern und Deutſchland war, ſondern auch eine 
Verhandlung der Gläubiger untereinander, die nicht nur insgeſamt 
Schuldner Amerikas ſind, ſondern zwiſchen denen auch innerhalb 
Europas verſchiedene Gläubiger- und Schuldnerverhältniſſe beſtehen. 
Auf dieſe Tatſache wurde ja ſehr deutlich hingewieſen durch die 
viel beachtete Unterredung, die der italieniſche Außenminiſter Grandi 
einer franzöſiſchen Zeitung gewährte. Die Gläubiger alſo 
machten am dritten Wochenende der Konferenz Vorſchläge, und 


Deutſchland gab hierzu am 5. Juli, dem dritten Konferenzſonntag, 


der ein rechter Konferenzwerktag war, feine Gegenbemer⸗ 
kungen. In den Tagen zwiſchen Dienstag und Freitag bereitete 
ſich die Entſcheidung vor. Nach harten, knapp bis zu einer ent⸗ 
ſcheidenden Konferenzkriſe herankommenden Auseinanderſetzungen 
über die politiſchen Fragen kam die Konferenz zur entſcheidenden 
Wendung in der Nacht vom 2. zum 8. Juli, in der die Be⸗ 
ratungen zuerſt zwiſchen Deutſchen und Engländern, dann zwiſchen 
Engländern und Franzoſen bis 5 Uhr morgens währten. Die Er⸗ 
wartung, die man an die langdauernde Nachmittagsſitzung des Mitt⸗ 
woch geknüpft hatte, erfüllte ſich nicht, und in der Nachtverhandlung 
vom Mittwoch zum Donnerstag war fogar eine neue Derfchärfung ein⸗ 
getreten. Erft die Nacht zum Freitag und der Vormittag des Frei- 
tag führte zum Kompromiß, das in der zweiten Nachmittagsſtunde 
des Freitag fertig war und diejenige Sitzung ermöglichte, die am 
Freitag abend zwiſchen 9 und 12 Uhr den eigentlichen Konferenz⸗ 
ſchluß brachte. Die formale Schlußſitzung vom Sonnabend vormittag, 
mit der Unterzeichnung der Verträge durch die Dertreter der ſechs 
Hauptmächte — die kleineren Mächte behielten fih ihre Unterſchrift 
vor — und mit der Schlußrede MacDonalds brachte den Appell an 
die Welt, aus dieſem Abſchluß den Mut zu einem neuen wirtſchaft⸗ 
lichen Aufſchwung zu gewinnen, und den wichtigen Hinweis auf 
die Notwendigkeit nicht haltzumachen, ſondern die für die Wieder⸗ 
herſtellung des Vertrauens notwendigen weiteren Vorbedingungen 
auch politiſcher Art, insbeſondere auch auf dem Gebiete der Ab- 
rüſtung zu ſchaffen. An dieſem 24. Tage war die Konferenz von 
Lauſanne beendet, die für alle Beteiligten, Delegationen, Sach⸗ 
verſtändige und Journaliſten, eine Kette von harten Arbeitstagen 
geweſen iſt, und die den ernſten Willen aller Beteiligten erkennen 
ließ, diesmal nicht durch bequeme Vertagungen fih die Entſchlüſſe 
zu erſparen, welche die Zeit und die Völker von dieſer Konferenz 
erwarteten, die das Ende der Reparationen gebracht hat. 
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Der Heimatdienſt 


Reichs tanzler von Papen am S. 7. 32 im Rundfunt: 


„Die Welt war fih feit langem darüber klar geworden, daß jeder konſtruktive Gedanke für die Wiederherſtellung 
normaler wirtſchaftlicher und politiſcher Beziehungen unter den Völkern Europas und der Welt ſolange nicht zu verwirklichen 
ſein würde, ſolange in irgendeiner Form die deſtruktive Tendenz einſeitiger Tributzahlungen ohne Gegenleiſtung fortbeſtand. 
Trotzdem zeigte ſich ſehr bald während der Lauſanner Verhandlungen, daß der Weg von der Erkenntnis dieſer Tatſache 
bis zu dem klaren Entſchluß, ſie zu beſeitigen, ſehr weit und ſehr ſchwer war. Die Wiederherſtellung des Vertrauens 
der Welt erforderte die reſtloſe 8 von Reparationszahlungen. Darüber hinaus galt es aber auch, einen Weg 
zu ſuchen, der das Vertrauen der Völker auch von den Schlacken befreite, die Urſachen und Folgen der unerträglichen 
Laſten find, die Deutjchland bedrücke n“ : 3 
„Eine Bewertung der Lauſanner Ergebniſſe macht eine kurze Betrachtung der Folgen eines möglichen Scheiterns 
der Konferenz notwendig. Der Bruch dieſer Konferenz würde jeden wirtſchaftlichen Aufſchwung in Deutſchland unmöglich 
gemacht haben. Es beſtand die Gefahr weiteſtgehender Schrumpfung des deutſchen Wirtſchaftslebens, weiter ſteigender 
Arbeitsloſigkeit mit allen ihren Folgen für die finanzielle Lage im Reich, Ländern und Gemeinden und für eine ungeheure 
Vermehrung der ſozialen Spannung. Die Nichtbereinigung der Reparationsfrage hätte die Abhängigkeit vom Auslande 
fortbeſtehen laſſen, die Möglichkeit der Sanktionen offen gelaſſen und jede politiſche Befriedung insbeſondere zwiſchen den 
beiden Hauptbeteiligten, zwiſchen Deutſchland und Frankreich, unmöglich gemacht. Die fidh daraus ergebenden inner- und 
außenpolitiſchen Schwierigkeiten würden Deutfchland in den Abgrund geſtoßen, die Schuld des Scheiterns den Ring der 
Siegermächte wieder um uns geſchloſſen haben. Die deutſche Regierung hat deswegen unentwegt auf ein Ergebnis der 


Lauſanner Konferenz hingearbeitet, aber nur auf ein Ergebnis, das mit der wirtſchaftlichen Leiſtungsfähigkeit Deutſchlands 
in Einklang ſtand, der Würde und Ehre eines großen Volkes zu vereinbaren war.. ...“ 

„Das Ziel der Lauſanner Konferenz, die völlige Beſeitigung der Reparationen, iſt erreicht. In keiner wie immer 
gearteten Form wird Deutſchland vom 1. Juli 1952 ab Reparationen aufzubringen haben. Der BVoungplan iſt gefallen. 
Zahlungen von über 55 Milliarden Mark, mit Jahresleiſtungen von rund zwei Milliarden, find befeitigt......“ 

„Die endgültige Beſeitigung der Reparationen ſtellt unſere Unabhängigkeit in wirtſchaftlicher und finanzieller Hinſicht 
vollkommen wieder her, fie beſeitigt alle Bindungen, die bisher noch aus dem Voungplan beſtanden. Das Reich gewinnt 
die volle Souveränität über Reichsbahn und Reichsbank zurück. In wirtſchaftlicher Hinſicht wird dieſe Löſung den deutſchen 
Kredit neu fundieren und damit eine der weſentlichſten Vorausſetzungen für die Erholung der deutſchen Wirtſchaft ſchaffen. ...“ 

„Politiſch bedeutet das Ergebnis der Lauſanner Konferenz den Beginn einer neuen Aera unter den Völkern. Die von 
der deutſchen Regierung gemachte Endanſtrengung hat den Sinn, einen letzten Beweis unſeres feſten Willens zu geben, für die 
wirtſchaftliche Wiederaufrichtung der Welt unſere Kraft einzuſetzen, unſere Kraft, ſoweit es die eigene Lage uns geſtattet. ...“ 

„om Namen Deutſchlands melde ich ſchon heute erneut den Anſpruch vor der ganzen Welt an, als Volk mit gleichen 
Rechten und mit gleichen Pflichten in der ganzen Welt behandelt zu werden....“ 


Lauſanne und die Kriegsſchuldfrage 


Während der Konferenz von Lauſanne ift von der deutſchen 
Delegation ein Vorſtoß unternommen worden, deffen Bedeutung 
vielleicht erft zu einem ſpäteren Zeitpunkt voll erkannt wird. Diefer 
Vorſtoß ging unter dem Titel „Beſeitigung der Dis- 
kriminationen“ und umfaßte den Derfuch, gleichzeitig den 
berüchtigten Artikel 251 des Derfailler Vertrages, die ſogenannte 
Uriegsſchuldlüge, und die Beſtimmungen von Teil V dieſes Der- 
trages über die Einſeitigkeit der deutſchen Abrüſtung, damit alſo 
die Wurzeln einer Behandlung des deutſchen Volkes als eines 
Volkes minderen Rechts, in der Welt auszurotten. 

Dieſer Verſuch ift in bezug auf den erſten Teil formell 
nicht gelungen, [fachlich inſoweit, als durch die Beſtimmungen 
von Artikel 2 des Lauſanner Abkommens das Haager Noung-Ab- 
kommen vom 20. Januar 1930 ausdrücklich abgelöſt und damit auch 
der ganze Teil VIII des Verſailler Vertrages außer Kraft geſetzt 
wird, als deſſen Ablöſung ſich das Haager Abkommen darſtellte. Es 
wäre müßig, ſich den Kopf darüber zu zerbrechen, ob mit dem Weg- 
fall der Reparationsbeſtimmungen von Derfailles nun auch der 
Kriegsſchuldartikel beſeitigt ift, auf dem diefe Beſtimmungen aus⸗ 
drücklich beruhen. Denn weder erkennt oder erkannte jemals das 
deutſche Volk dieſe Beſchuldigung als eine rechtsgültige und be⸗ 
ſtehende an, noch wird von den maßgebenden Inſtanzen der übrigen 
Welt diefer berüchtigte Artikel 251 in dem Sinne aufrechterhalten, 
den man ihm anfänglich zu unterlegen verſuchte. Vor allem die 
Arbeiten der franzöſiſchen Hiſtoriker Pierre Renouvin und Bloch 
widerlegten bereits im vorigen Jahre eindeutig die Beſchuldigung, 
daß Deutſchland abſichtlich dewußt und in überragender Weiſe oder 
gar allein den Weltkrieg herbeigeführt habe. Dieſe Verfaſſer und 
noch eine ganze Reihe anderer, vor allem angelſächſiſcher, haben 
längſt feſtgeſtellt, daß der Sinn in den beiden gültigen Faſſungen des 
Vertrages, der franzöfifchen wie der engliſchen, lediglich die Derant- 
wortlichkeit für den materiellen, durch den Krieg entſtandenen 
Schaden geweſen fei — alfo eine Kriegs ſchulden , nicht eine 
Kriegs ſchuld frage. Inſoweit hätten wir alfo diefen Artikel 
ruhig gelten laffen können; denn dann hätte er nichts anderes be⸗ 
deutet, als daß Deutſchland im Rahmen beſonderer Vereinbarungen, 
etwa auf Grund der 14 Punkte Wilſons oder des Waffenſtillſtands⸗ 
abkommens, die Verpflichtung zur „Wiedergutmachung“ ſolcher 
Schäden übernommen hatte, die durch ſeine Mitwirkung an einem 
von ihm verlorenen Kriege entſtanden waren. 


Daß dieſe Auffaſſung in den abgelaufenen 15 Jahren nicht 
Allgemeingut der Welt geweſen oder geworden iſt, daß man vielmehr 
von franzöfifcher und auch von engliſcher Seite — vgl. Äußerungen, 
die z. B. Lord Cufhendun nach der Eröffnung der Genfer Ab⸗ 
rüſtungskonferenz in einer Polemik gegen den Erzbiſchof von Nort 
von ſich gegeben hat — die von der berechtigten deutſchen Empörung 
über den ungeheuerlichen Vorwurf einer bewußten und abſichtlichen 
Entfeſſelung des Weltkrieges aufs heftigſte bekämpfte Auffaſſung 
genährt hat, zwingt zu einer anderen Behandlung dieſes von der 
Geſchichte längſt abgetanen einſeitigen Spruches. Auch in taktiſcher 
Beziehung — und deshalb mußte die deutſche Delegation in dem 
naheliegenden Fuſammenhang zwiſchen der Abſchaffung der Re- 
parationen als folder und dem Derjailler Artikel, der fie begründete, 
den Anſtoß erblicken, um ſeine formelle Beſeitigung zu fordern. 


Der in dieſer Richtung unternommene ODerſuch reiht fih der 
Erklärung der Reichsregierung vom 29. Auguſt 1924 vor Abſchluß 
des Dawesplans, der deutſchen Verbalnote vom 29. September 1925, 
vor der Konferenz von Locarno und der Kundgebung des Reichs- 
präfidenten bei der Einweihung des Tannenberg⸗Denkmals am 
18. September 1927 als ein wichtiger weiterer Schritt an, um 
auch die rein formale Geltung jenes Derfailler Artikels zu ent- 
wirklichen, der die Derantwortlichteit Deutſchlands und feiner 
Verbündeten „als Urheber aller Derlufte und aller Schäden“ feft- 
ſtellt, die die Kriegsgegner „infolge des ihnen durch den Angriff 
Deutſchlands und feiner Verbündeten aufgezwungenen Krieges 
erlitten haben.“ Daß dieſe Vorausſetzungen nicht mehr zutreffen, 
iſt u. a. in den Refolutionen des amerikaniſchen Senats klar⸗ 
geſtellt worden, die der Senator Shipſtead ſeit Jahren regelmäßig 
eingebracht hat. Aufſehen hat auch vor kurzem die auszugsweiſe 
Veröffentlichung des Berichtes erweckt, den Dr. Tanſill bereits 
vor. Jahren im Auftrage des amerikaniſchen Senats angefertigt 
habe und der angeblich im Original und in ſämtlichen Kopien 
vernichtet worden fei. Aus den vielen ausländiſchen geug- 
niſſen, unter denen die Forſchungen der amerikaniſchen Profeſſoren 
Barnes, Fay, Bausman, die Schriften der Engländer Morel, Gooch, 
Headlam, der Franzoſen Ebray, Fabre⸗Luce, Demartial, Morhardt 
eine wichtige Rolle fpielen, darf vielleicht noch die Erklärung Sir 
Auſten Chamberlains hervorgehoben werden, der im Februar 
dieſes Jahres in einer Rede betont hat: „Kein vernünftiger Menſch 
wird auch nur für einen Augenblick vorgeben, daß das deutſche Volk 
Krieg wollte. Ich liebe die Kriegsſchuldklauſel nicht. Ich bin der 


211 


Der Heimatdienſt 
EEE EEE CHR TEE WITT DENE TEE — T — —— T . EG A ———ß— 


Anſicht, es war Wahnſinn, den Deutſchen diefe erniedrigende 
Klauſel aufzuerlegen.“ 


Dieſe Klauſel iſt gefallen, weil die Geſchichte ſchon jetzt ihre 


Unhaltbarkeit erwieſen hat; ſie iſt gefallen, auch wenn man die 
Renouvinſche Theſe nicht für entſcheidend hält, wonach der Wort- 
laut dieſes Derfailler Artikels nur falſch ausgelegt und überſetzt 
worden ſei. Es hätte deshalb eine großzügige Auffaſſung von der 
Aufgabe, die durch die Sachverſtändigenberichte des Vorjahres und 
durch den Zwang der Ereigniſſe der Lauſanner Konferenz gejett 
war, auf der Gegenſeite freiwillig zu einer förmlichen Zurüd- 
nahme dieſer Beſchuldigung führen müſſen. England und Italien 
haben ſich dafür eingeſetzt, Frankreich hat die Diskuſſion darüber 
verweigert und damit das einzige getan, wodurch es dieſe formelle 
Beſeitigung verhindern konnte. Denn im Augenblick, wo die Auf⸗ 
rechterhaltung dieſes ſeeliſchen Stigmas des deutſchen Volkes gegen 
ernſthafte Argumente hätte verteidigt werden müſſen, würde der 
Vorwurf des Artikels 251 zuſammengebrochen ſein, den ohnehin 
kein ehrliebender und urteilsfähiger Deutſcher gegen ſich und ſein 
Volk gelten läßt. Es find deshalb die politiſchen Voraus 
ſetzungen für das Wiedererſtarken der Weltwirtſchaft im Wege 
freiwilliger, vertrauensvoller und planmäßiger Zufammenarbeit der 
Völker noch immer nicht erfüllt. Es iſt bewußt eines der größten 
Hinderniſſe auf dieſem Wege von unſeren Gegenkontrahenten in 


Lauſanne, ſei es auch aus innerpolitiſchen Gründen und vielleicht 
nicht ohne Zuſammenhang mit Erwägungen, die auch die deutſche 
Innenpolitik angehen, aufrechterhalten worden, ohne daß dabei die 
materielle Hinfälligkeit des Artikels 251 zugleich mit derjenigen des 
ganzen Abſchnitts VIII des Derſailler Vertrages, den er einleitet, 
verhindert werden konnte. Aber es iſt zugleich dieſe Forderung, und 
mit ihr die Forderung nach einer „égalité de droit“, die fih haupt⸗ 
ſächlich auf den Abſchnitt V des Derfailler Diktats, alfo auf die 
Abrüſtungsbeſtimmungen, bezieht, in aller Form angemeldet worden. 
Und es iſt ausgeſchloſſen, daß dieſe zum erſten Male vor dem 
Forum der verſammelten europäiſchen Mächte öffentlich und amtlich 
aufgeſtellten Forderungen wieder von der Tagesordnung ver⸗ 
ſchwinden, bevor ſie erfüllt ſind. Mag man auch den Gleichberechti⸗ 
gungsanſpruch auf die Abrüſtungskonferenz nach Genf verwieſen und 
die Erörterung der Kriegsſchuldfrage in Lauſanne abgelehnt haben. 
Denn es ift kein Zweifel, daß die Befriedung der Geiſter, von der 
die Beſeitigung verhängnisvoller politifcher und ſozialer Spannun⸗ 
gen, die Wiederkehr des internationalen Vertrauens und damit das 
Wiedererſtarken der Weltwirtſchaft, die Beſeitigung all der Nöte, 
die die Dölfergefamtheit bedrücken, in erſter Linie abhängt, die 
Anerkennung begangener Irrtümer und die Rücknahme einſeitiger 
Diffamationen und Diskriminationen zur Vorausſetzung hat —, daß 
alfo das Wohl aller Völker, auch des franzöfifchen, dieſen Entſchluß 


über kurz oder lang fordern muß und wird. 


Die Beendigung der Reparationen durch das Sanfanner Abkommen 


Das Lauſanner Abkommen befreit Deutſchland von jeglichen 
Belaſtungen für Reparationszwecke. Das Reparationsregime vom 
Haag (Moungplan) wird vollkommen abgeſchafft. Deutſchland hat 
als Entgelt für die vollkommene Befreiung von den früheren Der- 
pflichtungen einen Beitrag, deffen Zweck aus ſpäter zu erörternden 
Gründen nicht näher umſchrieben wird, in Form einer Verpflichtung 
zur Aushändigung von Reichsſchuldverſchreibungen zu leiſten, die 
den deutſchen Kredit und die deutſche Wirtſchaft nur dann belaſten 
dürfen, wenn Deutſchland tatſächlich leiſtungsfähig ift. Vergleicht 
man die übernommene Belaſtung mit dem Gegenwartswert des 
Noungplans (55 Milliarden RM.), jo beträgt im ungünſtigſten 
Falle, d. h. wenn die Schuldverſchreibungen im erſten Jahre ihrer 
Begebungsmöglichkeit vollſtändig untergebracht werden, ihr Gegen⸗ 
wartswert 2,6 Milliarden und die äußerſte Jahresbelaſtung 180 Mil- 
lionen Rm. Mit einer ſolchen Möglichkeit kann aber heute nie⸗ 
mand rechnen, und es iſt daher nicht zweckmäßig, den nominalen 
Betrag der übernommenen Kapitalſchuldverpflichtung von 5 Mil- 
liarden RM. in irgendeiner ziffernmäßigen Höhe als Realbelaſtung 
der deutſchen Wirtſchaft anzuſehen. Die einzige wirklich greifbare, 
immerhin recht ſchwerwiegende Belaſtung, die ſich aus der Lauſanner 
Verpflichtung ſchon jetzt ergibt, iſt die zuſätzliche Hypothek auf den 
deutſchen Kredit. Dieſe Belaſtung wird wenigſtens teilweiſe durch 
den Umſtand aufgewogen, daß das Lauſanner Abkommen entgegen 
allen Regelungen der Vergangenheit die Wiederherſtellung der deut⸗ 
ſchen Wirtſchaft und des deutſchen Kredits zum Gegenſtand des 
eigenen Intereſſes der Gläubiger Deutſchlands macht. 

Die Befreiung Deutſchlands von den Reparationsverpflichtun⸗ 
gen iſt allerdings cum grano salis zu verſtehen. Einmal bleiben die 
Verpflichtungen aus den privaten Auslandsanleihen, welche, geſamt⸗ 
wirtſchaftlich betrachtet, der Zahlung der Reparationen gedient 
haben. Hierunter fallen auch die unmittelbar für Reparationszwecke 
aufgenommenen Anleihen, d. h. die Dawes- und Bounganleihe. 
ferner find von dem Lauſanner Abkommen nicht umfaßt die An- 
ſprüche Belgiens aus dem Markabkommen, Anſprüche, die nach den 
bisherigen Vereinbarungen bis zu 26 Millionen Mark jährlich lauten 
und bis zum Jahre 1966 zu erfüllen ſind. Ferner die amerikaniſchen 
Forderungen aus den ſog. Mixed Claims und die amerikaniſchen 
Beſatzungskoſten. Die Beſatzungskoſten, rd. 25 Millionen RM. bis 
zum Jahre 1966, ſtellen eine reine Reparationsſchuld dar, die bei 
einer verſtändnisvollen Haltung der Vereinigten Staaten ebenfalls 
geſtrichen werden müßte. Die Mixed Claims ſind, mit den deutſchen 
Freigabeanſprüchen verquickt, von denen noch etwa 140 Millionen 
Dollar ausſtehen, und bei der nun einmal beſtehenden Verbindung 
der Auszahlung der Freigabegelder mit den Forderungen der ameri⸗ 
kaniſchen Geſchädigten, nicht ohne weiteres zu beſeitigen. Wie hoch 
alle dieſe Nebenverpflichtungen die deutſche Fahlungsbilanz in den 
kommenden Jahren ziffernmäßig belaſten werden, läßt ſich heute 
noch nicht feſtſtellen. Endlich ergeben ſich aus der Abwicklung des 
Noungplars noch einige Belaſtungen Deutſchlands aus der Durch⸗ 
führung laufender Sachleiſtungsverträge. Ein Sachleiſtungsausſchuß 
der beteiligten Regierungen ſoll nach dem Lauſanner Abkommen 
Vorſchläge für die Abwicklung dieſer Verträge ausarbeiten. Dieſer 
Ausſchuß wird ſich von dem Grundſatz leiten laſſen müſſen, daß die 
Verträge als gewöhnliche Handelsverträge zu betrachten, alſo von 
den Beſtellern zu bezahlen ſind. Auf der anderen Seite wird deut⸗ 
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ſcherſeits das Opfer gefordert werden, die Schwierigkeiten, die ſich 
in den Beſtellerländern bei der ſofortigen Finanzierung der in den 
Verträgen vereinbarten Hahlungsfrijten ergeben, durch eigene Kredit- 
aktionen zu überbrücken. 


Das Bauptſtück der Lauſanner Vereinbarung bilden die Beſtim⸗ 
mungen über die von Deutſchland auszugebenden Bonds. Dieſe 
Bonds werden ausſchließlich auf den Kredit des Reiches abgeſtellt. 
Ein in Lauſanne vereinbarter „Procès Verbal“ ſtellt feſt, daß die 
Ausgabe der Bonds ausſchließlich auf der Baſis des deutſchen 
Kredits erfolgen muß, mit anderen Worten, die Ausgabe darf durch 
Garantien der intereſſierten Länder nicht ermöglicht oder erleichtert 
werden. Für die Bonds dürfen auch keine Sicherheiten verlangt 
werden, eine Regelung, die beſondere Bedeutung hat, wenn man die 
umfangreichen Sicherheiten berückſichtigt, die der Dawes⸗Anleihe 
eingeräumt wurden und die, wenigſtens mittelbar, für die Voung⸗ 
Anleihe beſtehen. Den Zeitpunkt der Ausgabe der Bonds beſtimmt 
die BIF. Sie kann zur Ausgabe ſchreiten, wenn es gelingt, einen 
90prozentigen Ausgabekurs für ein Papier zu erzielen, das mit 
5 v. F. zu verzinfen und mit 1 v. H. zu tilgen ift. Dieſe Ziffern 
bilden nur einen äußeren Maßſtab. Die BIZ. hat vor allem zu 
befinden, wann und ob die Kreditmärkte die Unterbringung der 
Bonds überhaupt geſtatten; ſie entſcheidet auch diskretionär, in 
welchen Beträgen ihre Ausgabe zuläſſig iſt. Dies bedeutet, daß die 
BIZ., der nach Fortfall der Reparationsverpflichtungen in erhöhtem 
Maße die Aufgabe der Wiederherſtellung des internationalen Kredits 
par alle Umſtände zu berüdfichtigen hat, die einer Ausgabe von 

nleihen im Wege jtehen, welche den normalen Wiederaufbau des 
Weltkreditſypſtems hindern könnten. 

Die Abſtellung der Ausgabefähigkeit der Bonds auf den Kredit 
des Reiches begründet in ſich das Verlangen nach gewiſſen Sicherun⸗ 
gen gegen eine willkürliche Verhinderung ihrer Unterbringung. Aus 
dieſem Grunde iſt beſtimmt worden, daß, falls das Reich zu eigenen 
Auslandsanleihen ſchreitet, es ein Drittel des Erlöſes für den Kück⸗ 
kauf der „Lauſanner Bonds“ verwenden ſoll. Dieſe Verpflichtung 
betrifft nur den Kredit des Reiches, nicht z. B. den Kredit der 
Länder, der Gemeinden, der Reichsbahn und anderer öffentlicher 
Stellen. Sie enthält zwar eine Beſchränkung der Anleihepolitik des 
Reiches, löſt aber auf der anderen Seite automatiſch die Berechtigung 
aus, jede wie auch immer geartete indirekte ſonſtige Einmiſchung 
in die Kreditpolitik Deutſchlands abzulehnen. 

Die BIZ. darf an die Unterbringung der Bonds erſt vom 
9. Juli 1955 an (drei Jahre nach der Zeichnung des Lauſanner Ab- 
kommens) herangehen. Sind am 9. Juli 1947 die Lauſanner Bonds 
im Wege öffentlicher Emiſſionen auf den Märkten nicht unter⸗ 
gebracht, ſo verfallen ſie und ſind zu vernichten. 

Die Frage, was mit dem Erlös der Bonds zu geſchehen hat, iſt 
offen geblieben. Das Abkommen ſagt, daß hierüber zu gegebener 
Seit zwiſchen den beteiligten Regierungen eine Vereinbarung ge⸗ 
troffen werden ſoll; Deutſchland rechnet dabei nicht zu den beteiligten 
Regierungen. Es iſt klar, daß dieſe Vereinbarung ſich nach dem 
Schickſal der Verhandlungen der Gläubiger Deutſchlands mit ihrem 
eigenen Gläubiger, den Vereinigten Staaten, richten wird. Der An⸗ 
ſpruch der deutſchen Vertreter, den Erlös wenigſtens teilweiſe für 
den Wiederaufbau Europas zu verwenden, wurde zwar nicht aus⸗ 
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drücklich angenommen, aber auch nicht abgelehnt. Es beſteht alfo 
eine Reihe von Möglichkeiten: z. B. die Vereinigten Staaten machen 
den allgemeinen Gedanken der Streichung der zwiſchenſtaatlichen 
Schulden mit, und es fehlt an dem Anreiz, mit der Begebung der 
Bonds Ernſt zu machen. Oder die Dereinigten Staaten beſtehen 
teilweiſe auf ihrem Schein; dann wäre es denkbar, daß ein Teil 
des Erlöſes der Bonds im Falle ihrer Unterbringung von den be⸗ 
rechtigten Ländern zur Beſtreitung ihrer Schulden an die Vereinigten 
Staaten verwendet und ein etwaiger Reſt für Wiederaufbauzwecke in 
Europa zur Verfügung geſtellt wird. Dieſe und andere Möglichkeiten 
ſind vollkommen problematiſch, da es ungewiß iſt, ob die Gläubiger 
Deutſchlands das Abkommen ratifizieren werden (Gentleman⸗-Abkom⸗ 
men!) und vor allem, weil heute niemand fagen kann, ob eine Mobi⸗ 
liſierung der deutſchen Regierungsbonds überhaupt möglich iſt. Es 
unterliegt keinem Zweifel, daß die ausſchließliche Entſcheidung der 
Frage, ob die Bonds überhaupt ausgegeben werden dürfen, durch ein 
Inſtitut, welches aus den Leitern der Fentralnotenbanken beſteht, einen 
außerordentlichen Schutz Deutſchlands gegen politiſchen Druck dar⸗ 
ſtellt. Niemand ift mehr als die Notenbankleiter beſtrebt, Handel 
und Wandel in geordnete Bahnen zu lenken und ſtörende Einflüſſe 
auszuſchalten. Die Unterbringungsmöglichkeiten für die deutſchen 
Bonds werden ſich alſo in entſcheidender Weiſe danach richten, ob 
die genannten Perſönlichkeiten dem Wagnis zuſtimmen werden, den 
internationalen Kapitalverkehr durch Ausgabe von Anleihen zu be⸗ 
laſten, die wie bisher nur zur Häufung der bereits beſtehenden 
monetären, kredit⸗ und wirtſchaftspolitiſchen Schwierigkeiten führen 
müſſen. Ganz ſicher wird die Unterbringung der Bonds unterbleiben 
müſſen, wenn Deutſchlands Wirtſchaft weiterhin darniederliegt. 
Hieran würde auch das Verlangen Amerikas nach Bezahlung eines 
Teils der interalliierten Schulden nichts ändern. 

Seine eigentliche Bedeutung gewinnt das Lauſanner Abkommen 
durch die Tatſache, daß auf jedwede Sicherung zur Eintreibung der 
übernommenen Verpflichtungen verzichtet wird. Nicht nur fallen die 
Sanktionen fort, ſondern auch die internationalen Bedingungen der 


Reichsbank, der Reichsbahn werden fallen, die zu dem ausgeſprochenen 
Swecke verlangt worden waren, die Reparationszahlungen vor allen 
anderen Verpflichtungen Deutſchlands ſicherzuſtellen. Auch die Der- 
treter der Gläubiger der Dames- und. Voung⸗Anleihe, die gewiſſe 
Sicherungen, welche ſich auf den Inhalt der allgemeinen Schuldver⸗ 
ſchreibungen dieſer Anleihen gründen, beanſpruchen, müſſen mit der 
Tatſache, daß die Reparationen und das Haager Abkommen beſeitigt 
ſind, rechnen. 


Vielfach wird die Frage erörtert, was geſchäghe, wenn eine der 
beteiligten Mächte den Vertrag von Lauſanne nicht ratifizieren 
würde. Damit wäre eine neue Situation gegeben, die, nach einer 
Erklärung Macdonalds in ſeiner Eigenſchaft als Präſident der 
Lauſanner Konferenz, eine gemeinſame Beratung der Mächte ein⸗ 
ſchließlich Deutſchlands, alſo eine neue Konferenz, notwendig 
machen würde. 


Folgende Tatſachen ergeben ſich aus dem Lauſanner Abkommen: 
Deutſchland iſt beſtätigt worden, daß es nicht mehr imſtande iſt, 
Reparationszahlungen zu leiſten. Der Erfolg des Lauſanner gah- 
lungsplanes hängt vollſtändig von der Wiederherſtellung des deut⸗ 
ſchen Kredits ab. Deutſchland wird bei allen künftigen internatio- 
nalen Erörterungen von dieſen Tatſachen ausgehen können. Das 
Wort hat jetzt Amerika. Wenn auch Deutſchland ſich bis zum letzten 
Augenblick dagegen gewehrt hat und auch heute dagegen wehrt, die 
Schuldnerfront gegen Amerika zu ſchließen, ſo hat es nach dem 
Ergebnis von Lauſanne doch heute ein ſtarkes Eigenintereſſe daran, 
daß Amerika ſeinen eigenen Schuldnern gegenüber nachgibt und 
auch ſeinerſeits — wie Deutfchland einſt in Rapallo — einen Strich 
unter die Erbſchaft des Krieges macht. Wenn wir auch Amerika 
die Entſcheidung hierüber allein überlaſſen müſſen, ſo wollen wir 
doch hoffen, daß es, trotz der Berechtigung ſeiner Forderung gegen 
gewiſſe Kriegsverbündete, aus den Erfahrungen der Nachkriegszeit 
diejenige Einſicht gewonnen hat, die zur Wiederherſtellung eines 
wahren Friedens auf der Welt erforderlich iſt. 
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„deutſchland“, ſchreibt die „Times“ in England am 12. Juli, 
„zieht unzweifelhaft den größten Vorteil aus dem Abkommen“, das 
zufolge „Morning Poſt“ (9. Juli) „noch vor kurzem wie etwa bei 
den Haager Konferenzen von 1929 und 1950 undenkbar geweſen 
wäre.“ „Im Grunde genommen (Berliner Vorreſpondent der 
„Times“ am 11. Juli) werde auch von allen politiſchen Parteien 
in Deutſchland begriffen, daß die Beſeitigung des Wortes Nepa⸗ 
rationen aus dem internationalen Wörterbuch in der kurzen Friſt 
von nur zwei Jahren, nachdem ihre Lebensdauer auf 59 Jahre feſt⸗ 
geſetzt worden war, einen ungeheuren Gewinn bedeutet.“ „Das Gift 
der Reparationen, das die ganze Welt verſeucht hat, iſt heute reſtlos 
vernichtet worden“ (Star“ 9. Juli), und es ift „undenkbar, daß ein 
Politiker jemals wieder imſtande wäre, Reparationen und politiſche 
Schulden zu neuem Leben zu erwecken“ („Financial News“ 9. Juli). 
Dabei wird mit Lob für die Perſon des Reichskanzlers nicht zurück⸗ 
gehalten. „Papen und Herriot haben der Welt ein großes Beiſpiel 
und eine große Hoffnung gegeben“ („News Chronicle“ 9. Juli). 
„Nur die Anhänger Hitlers proteſtieren“ („Morning Poſt“ 9. Juli). 
„Sie kritiſieren den Kanzler abfällig, weil er den an Deutſchland 
hängenden Mühlftein durch einen Rettungsgürtel erſetzt hat“ („Daily 
Telegraph“ 11. Juli). Für fie ift „das Herannahen der Reichstags⸗ 
wahl ein ausreichender Vorwand, fih in eine zielloſe Oppofition 
gegen die Politik des Reichskanzlers von Papen hineinzuftürzen und 
an die Stelle der Suſammenarbeit mit der übrigen Welt das eitle 
Götzenbild der Autarkie zu ſetzen. Aber nur Leute, die blind gegen⸗ 
über den einfachſten wirtſchaftlichen Wahrheiten ſind, können ſich 
einbilden, daß der Verſuch, alleinzuſtehen, für Deutſchland etwas 
anderes bringen kann als Unheil“ („Times“ 12. Juli). 

Auch in Frankreich überwiegt das Gefühl der Erleichte⸗ 
rung und der Hoffnung auf eine neue Ara in Europa. Freilich läßt 
die Trouer über die verlorenen Fahlungen, die in Frankreichs Budget 
eine große Rolle zu ſpielen beſtimmt waren, eine reine Freude nicht 
aufkommen, und die „Journée Induſtrielle“ (9. Juli) gibt dieſem 
Gefühl mit den Worten: „es ſei kein Grund vorhanden, Fahnen 
herauszuhängen „treffenden Ausdruck. „Gewiß habe Herriot Mut 
und Beharrlichkeit bewieſen, aber er habe fich zu beſcheidene Ziele 
geſteckt. Welcher Widerſpruch zwiſchen ſeiner Haltung und der 
der Deutſchen“, klagt das „Echo de Paris“ 9. Juli. Leichteren 
Herzens findet ſich die „Republique“ (11. Juli) mit dem Derluft der 
deutſchen Fahlungen ab. „Seit einem Jahr ſind die Reparationen 
praktiſch tot geweſen, aber ihr Leichnam hat Europa vergiftet.“ 

‚ Dabei ift man anſcheinend nur äußerlich darüber beruhigt, daß 
die politiſchen Bedingungen aus dem Vertragswerk ausgeſchaltet ſind. 
„Denn“, argumentiert das „Journal“ (9. Juli), „man hat zuviel von 
dieſen Bedingungen geſprochen, als daß man diefe Frage als end- 
gültig erledigt anſehen könnte.“ ; 

Ungeteilte Freude über den Abſchluß in Lauſanne herrſcht in der 
italieniſchen Preſſe. Wer hier etwa eine Enttäuſchung darüber 


erwartet hatte, daß der Muſſoliniſche Standpunkt des „Schwamm 
drüber“ von Deutſchland aufgegeben wurde, hat allzu wenig mit dem 
nüchternen Wirklichkeitsſinn der Italiener gerechnet. „Eine Reviſion, 
die unmöglich mehr zurückgenommen werden kann, iſt vollzogen 
worden, auch wenn man ſie nicht direkt formuliert hat. Im Ver⸗ 
gleich zu dieſem Ergebnis können und müſſen alle anderen Dinge, 
ſelbſt die Schlußzahlung Deutſchlands als ihrer Bedeutung nach 
zweitrangig bezeichnet werden“, ſchreibt der Lauſanner Korreſpon⸗ 
dent der „Tribuna“, während der Chefredakteur leitartikelt: „Es 
wäre heute der ſchwerſte Fehler, wenn man der Lauſanner Löſung 
mit jener öffentlichen Kritik gegenübertreten wollte, die zum 
parlamentariſchen und journaliſtiſchen Luxus internationaler oppo- 
ſitioneller Polemik gehört. Europa habe endlich ohne Unterſchied 
zwiſchen Sieger und Beſiegten in der Reparations- und Schulden» 
frage ein verantwortungsbewußtes Gewiſſen erlangt“ (9. Juli). „In 
Lauſanne ift die Reparationsfrage endgültig im Sinne einer tat⸗ 
ſächlichen Streichung gelöſt worden“ („Popolo d'Italia“ 10. Juli). 
„Die Streichung der Reparationen und Kriegsſchulden“, ſchreibt der 
frühere Finanzminiſter de Stefani im „Corriere della Sera“ (10. Juli), 
„reinigt die politiſchen Beziehungen zwiſchen den Staaten und 
Völkern Europas von den finanziellen Bedingungen, die zwangs⸗ 
läufig die im Kriege entſtandenen politiſchen Trennungen immer 
wieder wachgehalten hatten.“ „Das Neue der Lage beſteht darin, 
daß Frankreich nicht nur nicht über den Rhein zu marſchieren droht 
und daß es dem Beſiegten nicht mehr das Knie auf die Bruſt ſetzt, 
ſondern darin, daß es in die Fahlungseinſtellung einwilligt“ („Popolo 
di Roma“ 10. Juli). „Die Völker verſpüren die Bedeutung dieſes 
internationalen Ereigniſſes. Wirtſchaftlich, finanziell und moraliſch 
kann die Welt mit dem Lauſanner Vertrag wieder aufatmen“ 
(„Meſſaggero“ 10. Juli). : 

„Ein voller deutſcher Erfolg auf Koften Frankreichs“, „eine 
kapitale Revanche für die Marneſchlacht“ ſind die Überſchriften, 
unter denen „Kurjer Polski“ und „Kurjer poranny“ (10. bzw. 
9. Juli) die polniſche Gffentlichkeit über das Ergebnis von 
Lauſanne aufklären. Verärgert, nur mühſam ſich ſelbſt beherrſchend, 
folgt ihnen die übrige Preſſe. Lediglich der ſozialiſtiſche „Robotnik 
(10. Juli) bringt ſoviel Objektivität auf, daß er die Lauſanner 
Regelung begrüßt, weil ſie „Europa vom Alpdruck der Reparationen 
befreie. Beſſer ſpät, denn nie.“ 

In Gſterreich hat die Preſſe nur Worte der Anerkennung 
für den „großen finanziellen und moraliſchen Erfolg Deutſchlands“. 
„Ein 5 werk wurde vollbracht, mit dem deffen Schöpfer und 
die Welt zufrieden fein können“ („Reichspoſt“ 9. Juli). „Ein all- 
gemeines Aufatmen geht jetzt durch die Völker, da die Geißel der 
Kriegstribute von ihnen genommen ift“ („Wiener Neueſte Nach⸗ 
richten“ 9. Juli). „Herr von Papen hat fih als Unterhändler, als 
Staatsmann und Diplomat erſten Ranges erwieſen“ („Neues Wiener 
Tageblatt“ 9. Juli). 
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Die ungariſchen Blätter betonen den Beginn einer „neuen 
Ara“. Die öffentliche Meinung der ganzen Welt fei dem Reihs- 
kanzler von Papen Dank ſchuldig („Budapeſti Hirlap“ 9. Juli). 
„Es iſt gelungen, den hundertarmigen Polppen der Reparationen 
zu töten“ („Nemzeti Ujſag“ 9. Juli). : 

Don der tſchechiſchen Preſſe wird niemand ein Lob an 
Deutſchlands Adreſſe erwarten. „Frankreich bringe ein geradezu 
ungeheures Opfer“, ſchreibt „Narodny Osvobozeni“ (9. Juli), wäh⸗ 
rend „Narodny Liſty“ (9. Juli) meint: „Die alliierten Mächte und 
Frankreich ernteten jetzt die Früchte ihrer Schwäche in der Der- 
teidigung der Friedensverträge.“ 

Charakteriſtiſch die einhellige Zuftimmung in der ſkandi⸗ 
naviſchen Preſſe. „Politiken“ (9. Juli) ſchreibt, Deutſchland 
habe nun ſeine wirtſchaftliche Freiheit wiedergewonnen. Niemand 
habe verloren; alle hätten durch das Friedens- und Derjöhnungs- 
werk von Lauſanne gewonnen. „Der Fortfall der politiſchen Be⸗ 
dingungen iſt zwar ein Sieg Herriots, aber kein Aufgeben der 
deutſchen Forderungen“ („Svendsta Dagbladet“ 10. Juli). „Alle 
handa“ (10. Juli) ſtellt feſt, daß vier ſkandinaviſche Staatsminiſter 
und zahlreiche nordiſche Politiker das Lauſanner Abkommen über⸗ 
einſtimmend als „das größte und glücklichſte Ereignis feit Kriegs- 
ende“ feiern. 

Die gleiche Genugtuung klingt in den ſchweizeriſchen 
Blättern wieder. Selbſt „Journal de Genève” (9. Juli) muß zu⸗ 


geben, „Reichskanzler von Papen habe zum Teil den Traum 
Streſemanns und Brünings verwirklicht“. 

Die ruſſiſche Preſſe bleibt ſkeptiſch, während die bel» 
giſche anerkennt, daß der Lauſanner Vertrag Deutſchland aus der 
Gefahr einer wirtſchaftspolitiſchen Kataſtrophe herausgeriſſen habe. 

Soweit Europa! Und Amerikad Sieht man ab von der 
Beſorgnis, daß die Lauſanner Derftändigung eine Neuregelung 
der Kriegsſchulden der Alliierten an Amerika nach ſich ziehen 
könnte, einer Auffaſſung, die am zutreffendſten von der „Waſhington 
Poſt“ (9. Juli) wiedergegeben wird: („Die Erfahrung lehre die 
Amerikaner, mit ihrer Begeiſterung gegenüber einer Verſtändigung 
zurückzuhalten, bis wir ficher find, ob nicht die Vereinigten Staaten 
dieſe Vereinbarung finanzieren ſollen.“), ſo zollt man auch dort der 
Verſtändigung uneingeſchränktes Lob. „Herr von Papen“, ſchreibt 
die „New Vork Times“ am 10. Juli, „nimmt einen Vertrag mit 
nach Haufe, der mehr enthält, als Streſemann noch vor wenigen 
Jahren zu träumen gewagt hat.“ Nach der „Evening Poft” 
(9. Juli) ift „die Regelung der Reparationsfrage die poſitivſte und 
hoffnungsvollſte Entwicklung in den internationalen Beziehungen 
feit dem Beginn der Depreſſion. Sowohl Herriot als auch von 
Papen hätten ſich als entſchloſſene Deteidiger der Intereſſen ihrer 
Länder erwieſen, und es erſcheine unmöglich, daß ihre Landsleute 
eine Einigung, die von jo großem Vorteil für beide Länder fei, 
mißbilligen könnten“. 


Der Frieden von Tilſit, 9. Juli 1807 / von Jochſtudiendirettor Dr. Gloger, zitit 


Der Tag, an dem vor 125 Jahren in Tilſit der Friede unter- 
zeichnet wurde, iſt ein bedeutſamer Wendepunkt in der Geſchichte 
Preußens geworden. Ungeheuerlich waren die Forderungen, die 
Napoleon im Bewußtſein ſeiner Macht hier ſtellte. In der Schlacht 
bei Friedland hatte er die Ruffen vernichtend geſchlagen, die Preußen 


waren bis zu den äußerſten Grenzen gedrängt worden und konnten 
keinen ernſthaften Widerſtand mehr leiſten. Napoleon ſtand auf der 
Höhe ſeiner Macht und konnte diktieren. Und doch kam es nicht 
ſo, wie er es gern gewollt hätte. Die völlige Vernichtung Preußens 
gelang ihm nicht. Seine Abſicht, aus Preußen ein franzöſiſches 
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In Tilſit wurde am 9. Juli 1807 das Diktat Napoleons unterſchrieben. Anſere Bilder zeigen: 1. Alte Speicher; 2. Graf Kalckreuth unterzeichnet den Tilſiter Frieden; 
3. Das berühmte Geſpräch zwiſchen Napoleon J. und der Königin Luiſe; die Königin: die Noſe nicht ohne Magdeburg; 4. Königin Luiſe auf der Flucht nach Memel, 
Januar 1807; 5. Die neue Königin-Luiſe-Brücke in Tilſit; 6. Das Tilſiter Rathaus. 
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Dajallenfönigreich mit feinem Bruder Jeröme als König zu machen, 
konnte er nicht durchführen, weil Alexander diefen Plänen energiſch 
widerſprach. Schon bei der erſten Fuſammenkunft auf einem Memel- 
floß merkte Napoleon, daß Alexander weder durch Schmeicheleien 
noch durch Drohungen von ſeinem Bundesgenoſſen Preußen abrücken 
wollte. Das Angebot Napoleons, die Welt unter 
Rußland und Frankreich zu teilen, die Weichſel 
als Grenze feſtzuſetzen, wurde abgelehnt. der 
Sieger kochte vor Wut. Es ging nach zeitgenöſſiſchen Berichten 
bei den Verhandlungen zum Teil ſehr erregt und laut her. „Es muß 
immer ein ausgeſprochener Haß gegen die Franzoſen in den Herzen 
der Preußen beſtehen. Dieſe Völker können ſich nicht verſöhnen, 
und ich will es wenigſtens in die Unmöglichkeit verſetzen, mir zu 
ſchaden.“ Dieſe Worte Napoleons zu Alexander waren der Ausgangs- 
punkt der ganzen Friedensverhandlungen. So forderten die Fran⸗ 
zoſen, daß Preußen alles Land weſtlich der Elbe an ein neu zu 
gründendes Königreich Weſtfalen, Ansbach und Bayreuth an Bayern 
abtreten ſollte. Auf das Großherzogtum Warſchau, das 1795 bei der 


dritten Teilung Polens zu Preußen gekommen war, mußte ver⸗ 
zichtet werden. 


Ein letzter Verſuch, mildere Bedingungen zu erreichen, ſollte 
durch die Königin Luiſe unternommen werden. Auf Bitten des 
Königs kam fie am 4. Juli von Memel nach Piktupönen, wo fie 
im Pfarrhaus Wohnung nahm. Vach eingehenden Beſprechungen 
mit Hardenberg und Kaifer Alexander am 5. Juli fuhr fie am 6. Juli 
nach Tilſit und ſtieg im „Luiſenhaus“ am Schloßmühlenplatz ab. 
Bier hatte ſie die erſte Unterredung mit Napoleon, die etwa eine 
Stunde dauerte. Napoleon konnte ſich dem Einfluß dieſer Frau 
nicht entziehen. Er zeigte ſich geneigt, nachzugeben. Die Königin 
bat vor allem für Sachſen und die Altmark, die „Kernlande 
Preußens, die durch tauſenderlei Bande mit dem Königshaufe ver- 
bunden waren“. Aber alles Bitten prallte an dem harten Manne 
ab. Widerwillig folgte die Königin der Einladung Napoleons zum 
Eſſen. Noch einmal verſuchte ſie wenigſtens Magdeburg zu retten. 
Vergebens. Das Schickſal nahm feinen Lauf. 


: Am 7. Juli wurde von Napoleon und Alexander der Friede von 
Tilſit unterzeichnet, und am 9. Juli ſchloß Preußen den 
Schmachfrieden von Tilfit ab, die Landabtretungen hatten 
Preußen zerriſſen. Jahrhundertelange Aufbauarbeit war zerſtört. Aber 


Napoleon wollte mehr. Er wollte „Preußen demütigen, 
daß es nicht mehr eine Macht in der politiſchen 
Waage Europas iſt“. Daher mußte ſich Preußen verpflichten, 
nur 42000 Mann Soldaten unter den Waffen zu halten. Fein 
ausgeklügelt hatte Napoleon aber das Syſtem zur wirtſchaftlichen 
Aushöhlung Preußens. Im Friedensvertrag mußte ſich Preußen 
verpflichten, Kriegskoſten in einer ſpäter feſtzuſetzenden Höhe zu 
zahlen. Bis zur Ableiſtung der Kriegsſchuld ſollte eine franzöſiſche 
Beſatzungsarmee in Preußen bleiben. Nun wurde das Land aus⸗ 
geſogen. Die Requiſitionen wurden rückſichtslos durchgeführt und 
trafen jeden einzelnen Preußen. Endlich im Auguſt nannten die 
Franzoſen 150 Millionen Mark. Alle Anſtrengungen wurden ges 
macht, die Summe abzudecken. Kronſchatz und Tafelſilber der 
Königin mußten geopfert werden. Kaum hatte man die Summe 
abgezahlt, als im Oktober neue Forderungen geſtellt wurden. Noth 
112 Millionen Mark betrug die Rechnung. Das überſtieg die Kräfte 
Preußens. Faſt hundert Jahre hat das Land an dieſen Laſten 
getragen. f 


Durch das ganze Volk ging jetzt ein Erwachen. Die Königin 
Luiſe ſchrieb an ihren Vater die bezeichnenden Worte: „Es wird 
mir immer klarer, daß alles ſo kommen mußte, wie es gekommen iſt. 
Die göttliche Dorfehung leitet unverkennbar neue Weltzuſtände ein, 
und es ſoll eine andere Ordnung der Dinge werden, da die alte 
fih überlebt hat und in fih ſelbſt als abgeſtorben zuſammenſtürzt. 
Wir ſind eingeſchlafen auf den Lorbeeren Friedrichs des Großen, 
welcher, der Herr eines Jahrhunderts, eine neue Zeit ſchuf. Wir 
ſind mit derſelben nicht fortgeſchritten, deshalb überflügelt ſie uns.“ 
Dieſe Erkenntnis wurde Allgemeingut aller Preußen. Ein neuer 
Geiſt zog in die Herzen ein. Der Haß gegen Napoleon, deſſen Fauſt 
jeder im Nacken ſpürte, wurde immer größer. Der Wille zur Freiheit 
wuchs. Die Reden von Fichte und Schleiermacher, die Worte von 
Arndt und Körner, von Schenkendorf, Kleiſt und Rückert zündeten 
ein gewaltiges Feuer an. Der Rütliſchwur aller Preußen war die 
Antwort auf die unerhörten Bedrückungen des Korſen. So hat 
der Frieden von Tilfit ſchließlich doch Segen geſtiftet. Vom Often 
aus kam das Licht, kam die Befreiung Europas aus den feffeln 
des machtgierigen Korſen. Ohne Tilfit hätte es gewiß kein Leipzig 
gegeben. So wurde der Tat vor 125 Jahren der Geburtstag des 
neuen, beſſeren Preußen. 


Die finanzielle Lage der Gozialverſicherung 


Don Gberregierungsrat Dr. Münz 


Vor kurzem war ein halbes Jahrhundert verfloſſen, eitdem die 
Botſchaft Kaiſer Wilhelms I. vom 17. November Aue 115 Grund- 
ſtein zur deutſchen Sozialverſicherung legte. Es iſt ein tragiſches Ge⸗ 
ſchick, daß gerade jetzt die 
deutſche Sozialverſicherung um 
ihren Beſtand ringen muß. Es 
war daher eine der ernſteſten 
Sorgen der Reichsregierung, 
welche Maßregeln ergriffen wer⸗ 
den müſſen, um die Sozialver- 
ſicherung, dieſe große Errungen- 
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nicht hinreichen, um eine Dauerheilung herbeizuführen. Sicherlich wäre 
es auch nicht richtig in Kriſenzeiten, die noch keine ſichere Prognoſe 
der Entwicklung in den nächſten Jahren ſtellen läßt, eine ſolche Heilung 
zu verſuchen. Denn ausreichende 
finanzielle Grundlagen für das 
Reformwerk werden erft nach 
Rückkehr einigermaßen normaler 
wirtſchaftlicher Verhältniſſe und 
nach Beendigung der gegenwärti⸗ 
gen außerordentlichen Kriſe vor- 


; 1 in Millionen Ende des in Millionen RM. z anden fein. Drei Faktoren find 
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zuſteuern. Bereits die Notver- 
ordnungen vom 5. Juni und 
8. Dezember 1951 hatten ent- 
ſcheidende Anderungen in den 
Leiſtungen der Unfall-, Invali⸗ 
den⸗, Angeſtellten⸗ und der 
knappſchaftlichen Penſionsver⸗ 
ſicherung vorgenommen. Trotz 
dem reichten dieſe Maßnahmen 
nicht aus, um die Derficherungs- 
zweige geſund zu machen; denn 
der Schrumpfungsprozeß der 
Wirtſchaft, die Weltkriſe, machte 
weitere Fortſchritte, und das 
weiter beſtehende Mißverhältnis 
zwiſchen Einnahmen und Aus- 
gaben wurde ſtärker. Deshalb mußte die Notverordnung vom 14. Juni 
1952, die ausdrücklich als einen ihrer Hauptzwecke die Erhaltung der 
Sozialverſicherung bezeichnet, weitere entſcheidende Leiſtungskürzun⸗ 
gen in allen Rentenverſicherungen bringen. Aber ſelbſt dieſe werden 


rung maßgebend ſind: die Bei⸗ 
träge der Arbeitgeber, der Arbeit⸗ 
nehmer und die Zuwendungen 
von Reichs wegen. Niemand 
kann heute ſchon vorausſehen, 
wie in abſehbarer Zeit die 
Leiſtungsfähigkeit dieſer drei 
Faktoren ſein wird. Man muß 
ſich auch darüber klar ſein, daß 
in finanzieller Hinſicht die in 
der Öffentlichkeit jetzt fo viel⸗ 
fach erörterten Pläne der Der- 
waltungsreform in der Invali⸗ 
denverſicherung und der Neu- 
geſtaltung des Einfluſſes von 
Reich und Ländern auf die Orga- 
niſation und die Durchführung der Sozialverſicherung keine ausſchlag⸗ 
gebende Rolle ſpielen. Von hier aus allein kann keine entſcheidende 
Erleichterung der finanziellen Lage der Sozialverſicherung kommen, ſo 
notwendig es auch ſein mag, dieſe Frage einer Löſung zuzuführen. 
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Die Gefahren, die die finanzielle Lage der Sozialverſicherung zur 
Seit fo ſtark bedrohen, haben in der Hauptſache zwei Urſachen: ein- 
mal kommen die Gefahren in allen Zweigen der Sozialverſicherung 
von den immer mehr zunehmenden Beitragsverluſten. Das kann 
man ſogar für die Angeſtelltenverſicherung, die am längſten eine un⸗ 
gewöhnliche Widerſtandskraft zeigte, feſtſtellen. In der Invaliden⸗ 
verſicherung werden vorausſichtlich im Jahre 1952 die Einnahmen 
aus den Beiträgen um 40 v. H. geringer fein als 1929. Am ſchärfſten 
iſt der Rückgang in der knappſchaftlichen Penſionsverſicherung, wo 
die Beitragseinnahmen gegenüber 1929 fogar um 60 v. H. zurück- 
gegangen p Die ſchlimme Lage des Baumarktes und der damit 
zuſammenhängenden Wirtſchaftszweige zwingt infolge der Ein- 
ſchrumpfung der Lohnſumme die Arbeitgeber zu Beiträgen, die ein⸗ 
fach nicht mehr zu erſchwingen ſind. Beſonders notleidend iſt die 
landwirtſchaftliche Unfallverſicherung., 

Su dieſen Beitragsverluſten kommt eine gefährliche Rückwirkung 
aus einem Teil der Derſicherungsgeſetze, die in den Jahren 1925 bis 
1929 entſtanden ſind, hinzu. In dieſen Jahren glaubten wir eine 
Hochkonjunktur zu haben, während dieſe Seit, wie wir heute wiſſen, 
eine Zeit der Scheinblüte war. Das hat man überſehen, als man 
nach der Inflation die Sozialverſicherung wieder aufbaute. Man 
hatte damals vergeſſen, daß der Krieg mit ſeinen Begleiterſchei⸗ 
nungen all das Kapital, das eine Dorfriegsgeneration erarbeitet 
hatte, vernichtet hatte. Die Betriebe arbeiteten damals mit zuwenig 
Eigenkapital und mit zuviel Keihfapital. In einem kapitalarmen 
Lande damit eine gefeſtigte und widerſtandsfähige Wirtſchaft zu 
betreiben, iſt unmöglich. Deshalb war es damals falſch, ſoziale 
Leiſtungen in einem Maße zu gewähren, das auch die Kräfte einer 
geſünderen Wirtſchaft, als die deutſche es war, überſtieg. Die Reichs⸗ 
regierung war daher in der Zwangslage, die Leiſtungen wieder auf 
das rechte Maß zurückzuführen, um ſo auch den engen Wechſel⸗ 
beziehungen zwiſchen Wirtſchaft und Sozialpolitik pennun 3u tragen. 

In diefem Zuſammenhang fei noch auf folgendes hingewieſen. 
Die Sozialverſicherung weiſt heute andere verſicherungstechniſche Be⸗ 
dingungen als früher auf. Infolge des ſtarken Geburtenrückganges 
haben wir einen anderen Altersaufbau in der deutſchen Bevölkerung. 
Die Schicht der jungen Jahrgänge iſt weſentlich kleiner geworden 
als die der älteren Jahrgänge. Infolgedeſſen ſind heute viel mehr 
Menſchen ſozialverſicherungspflichtig als früher. Daher müſſen heute 
in viel größerer Fahl als früher ältere Menſchen unterhalten werden. 
Was das bedeutet, mögen die nachfolgenden Fahlenangaben hinſicht⸗ 
lich der Entwicklung der Renten in der Invalidenverſicherung zeigen: 


Invaliden⸗ Witwen- Waiſen⸗ 
| renten Altersrenten renten renten 

1913 1 000 000 87 200 11 700 60 000 
1932 2 300 000 40 200 652 000 546 000 


Dabei iſt zu bedenken, daß die durchſchnittlichen Leiſtungen in 
den letzten Jahren ſtändig geſtiegen ſind. So erhöhte man z. B. in 
den Jahren 1928/29 die Invalidenrente um 5 RM. pro Monat. 

Wenden wir uns nun den einzelnen Derficherungszweigen zu. 

1. Invalidenverſicherung. 

Daß die deutſche Invalidenverſicherung ſich in ernſten finan⸗ 
ziellen Schwierigkeiten befindet, iſt ſchon ſeit längerer Zeit bekannt. 
Die letzte Beitragsfeſtſetzung in der Invalidenverſicherung erfolgte im 
Jahre 1927. Damals nahm man an, daß zum erſtenmal im Jahre 
1954 ſich ein Defizit zeigen werde. Die bald danach mit Macht ein- 
ſetzende Weltkriſe warf alle Berechnungen über den Haufen und be- 
wirkte, daß ſchon bereits im Jahre 1951 Maßnahmen erforderlich 
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wurden, um die ungünſtige Entwicklung aufzuhalten; denn ſchon da⸗ 

mals hatte die Invalidenverſicherung einen Dermögensverluft von 

über 180 Mill. RM. Der Rückgang der deutſchen Wirtſchaft, Arbeits- 

loſigkeit, Kurzarbeit und die Senkung der Löhne ließen die Ein⸗ 

nahmen ſtändig zurückgehen, was folgende Überſicht zeigt: 
Einnahmen: 


Sinſen 
und ſonſtiges 


Jahr Beiträge Insgeſ amt 


290,0 


1924 362,5 471,5 
1925 548,9 728,7 
1926 659,6 960,0 
1927 875,2 1211,1 
1928 1 075,8 1 527,4 
1929 1 092,0 1 628,7 
1930 986,4 1 530,0 
1931 819,2 1 332,2 
Ausgaben: 
milo i nn Der- 
einfchließl.| ohne reiwill. |waltungs- 
Jahr ekpa Reichs · Kung koſten = Insgeſamt 
anteil anteil Sonſtiges 
1913 242,9 
1924 395,8 
1925 627,3 
1926 802,4 
1927 917,9 
1928 1 131,6 
1929 1 324,3 
1930 1475,4 
1931 1 519,8 


Während jo die Einnahmen ſtändig ſanken, ftiegen die Ausgaben 
immer wieder an. Man nimmt an, daß die Fahl der Invaliden⸗ 
renten noch insgefamt bis auf etwa 4,4 Millionen und die Zahl 
der Witwenrenten auf 1,5 Millionen ſteigen wird. Infolge des 
Geburtenrückganges werden allerdings die Waiſenrenten langſam 
abfallen. Der Durchſchnitt der neuen Renten wäre allmählich auch 
von etwa 47 bis 48 RM. auf 55 bis 56 RM. angeſtiegen, wenn 
nicht jetzt eine Senkung der Renten vorgenommen worden wäre. 
Das gleiche gilt auch für die Frauen- und die Hinterbliebenenrenten. 
In Jahre 1952 rechnet man mit einer monatlichen Beitrags- 
einnahme von durchſchnittlich 55 Mill. Rm. Dieſer Betrag dürfte 
keineswegs als zu peſſimiſtiſch angeſehen werden, wenn man bedenkt, 
daß in den erſten fünf Monaten des Jahres 1952 nur 52,4 Mill. Rm. 
an Beiträgen eingegangen ſind. Das bedeutet eine Jahreseinnahme 
(ohne Reichszuſchuß und Reichsbeitrag) von 660 Mill. Rm. Rechnet 
man die ſonſtigen Einnahmen der Landesverſicherungsanſtalten 
hinzu, fo ergibt fih eine Geſamtjahreseinnahme von 740 Mill. AM. 
Dem ſteht eine Ausgabe für Renten in Höhe von monatlich 
80 Millionen, jährlich in Höhe von 960 Mill. Rm. gegenüber. Die 
ſonſtigen Ausgaben in der Invalidenverſicherung betragen monatlich 
10 Mill. RM. Insgeſamt würden alfo die Ausgaben 1932 
eso Mill. RM. erreichen. Der Fehlbetrag, der fo entſtünde, würde 
alfo jährlich 5420 Mill. RM. betragen. Gerade diefe letzten Ziffern 
beleuchteten blitzartig die finanzielle Lage der Invalidenverſicherung. 
Gleichzeitig aber ſind ſie auch der beſte Beweis für die Notwendigkeit 
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der Leiſtungskürzungen, die die Notverordnung vom 14. Juni 1952 
ausgeſprochen hat. Der monatliche Fehlbetrag von jetzt 28 Mill. RM. 
könnte, da andere Einnahmequellen nicht in Frage kommen, nur 
durch eine Derfilberung von Vermögensbeſtänden der Landesverſiche⸗ 
rungsanſtalten gedeckt werden. Selbſt wenn man davon abſieht, daß 
keine Derficherung ohne einige Rücklagebeſtände leben kann, ift eine 
ſolche Dermögensveräußerung heute praktiſch ausgeſchloſſen. Wie faſt 
überall, ſo iſt bei den Hypotheken und Darlehen der Landesverſiche⸗ 
rungsanſtalten an eine Rückzahlung in nächſter Zeit nicht zu denken. 
Es kämen für eine Veräußerung nur die Wertpapiere in Frage. An 
Wertpapieren haben die Landesverſicherungsanſtalten rund 578 Mill. 
Reichsmark im Beſitz. Davon ift ein Teil bereits verpfändet, jo daß 
böchſtens Wertpapiere zum Nennwert von 250 bis 500 Mill. AM. 
zur Verfügung ſtänden. Nach dem gegenwärtigen Börſenſtand ent⸗ 
ſpricht dieſer Betrag einem tatſächlichen Werte von etwa 200 Mill. 
Reichsmark. Trotzdem werden die Derficherungsträger nichts unter- 
laſſen dürfen, um Dermögensgegenftände, die ſich veräußern laſſen, 
auch zu verwerten. Denn es darf nicht überſehen werden, daß trotz 
der Erſparniſſe aus der Notverordnung vom 14. Juni 1952 immer 
noch ein Fehlbetrag von 8 bis 9 Mill. RM. monatlich vorhanden iſt. 
gerner ift zu berückſichtigen, daß der Fehlbetrag fih dadurch ver⸗ 
größern wird, daß der Zugang der Renten den Abgang überſteigt. 
Die Erſparniſſe der Notverordnung werden für das zweite Halbjahr 
1952 auf rund 120 Mill. RM. geſchätzt. Auch diefe Fahl beweiſt, 
daß rein rechneriſch die Derficherungsträger immer noch nicht fo ent⸗ 
laſtet worden ſind, wie es zu einem finanziellen Ausgleich erforder⸗ 
lich geweſen wäre. Das Gleichgewicht hätte nur völlig durch eine 
Erhöhung der Beitragsſätze erreicht werden können. Das aber iſt 
zur geit unmöglich. Allerdings würde das Defizit ſofort ftar? 3u- 
rüdgehen, wenn eine erhebliche Beſſerung der Wirtſchaftslage ein- 
treten würde. Dieſe Tatſachen zeigen die ganze Schwere des Pro- 
blems der endgültigen Sanierung der Invalidenverſicherung. Dor- 
läufig bleibt nur zu hoffen, daß dieſe Sanierung möglichſt bald ge⸗ 
lingt. Die Notverordnung vom 14. Juni 1952 weiſt einige Wege zu 
dieſem Fiel. Einmal ruft fie die Verſicherungsanſtalten zur gegen⸗ 
ſeitigen Hilfe auf. Die Anſtalten, die Vermögen haben, haben den 
ſchwachen Anſtalten Nothilfe zu leiſten und erhalten dafür ent⸗ 
ee Erſtattungsanſprüche. Ferner hat die Reichsregierung die 
rmächtigung zu zielſicheren Maßnahmen erwirkt, um in der Sozial- 
verſicherung Sparſamkeit und Wirtſchaftlichkeit, Vereinfachung und 
Verbilligung erzwingen zu können. Alle Arbeiten in dieſer Richtung 
werden beſonders der Invalidenverſicherung zugute kommen. 
2. Knappſchaftliche Penſionsverſicherung. 
Beſonders ſchlimm von der Krife wird die knappſchaftliche Pen- 
emen zende f getroffen. Bier macht ſich vor allen Dingen der 
chnellſinkende Mitgliederbeſtand nachteilig auf die finanzielle Ent⸗ 
wicklung der Penſionsverſicherung geltend. Auch hat ſich hier die 
techniſche Rationalifierung beſonders nachteilig ausgewirkt, durch die 
immer mehr Menſchen aus der Arbeit herausgedrängt ſind, während 
die Fahl der Penſionsempfänger ſtändig ſtieg. So iſt es heute ſo weit 
gekommen, daß drei Bergarbeiter zwei Penſionäre und zwei Berg⸗ 
angeſtellte einen Penſionär durchſchnittlich ernähren müſſen. Die 
Einnahmen in der Arbeiterpenſionskaſſe betrugen im Jahre 1924 
126,5 Mill. RM., im Jahre 1951 nur noch 96,5 Mill. AM. Die 
Ausgaben für Pflichtleiſtungen betrugen 1924 70 Mill. RM., im 
Jahre 1951 175,9 Mill. Rm. Die entſprechenden Zahlen in der UAn- 
geſtelltenpenſionskaſſe: 16,9 Mill. RM. und 24,8 Mill. Rm. bzw. 
4, Mill. Rm. und 54,0 Mill. Rm. Dieſe Zahlen beweiſen deut⸗ 
licher als alles andere, daß Arbeitgeber und Derficherte allein die 
Aufwendungen nicht aufbringen können. die durch die früheren 
Notverordnungen erfolgten Leiſtungskürzungen haben nicht aus⸗ 
gereicht, um das Gleichgewicht zwiſchen Einnahmen und Ausgaben 
derzuſtellen. Die Reichsregierung befand fih daher auch bei dieſem 
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Sweig der Sozialverſicherung in der Zwangslage, Kürzungen der 
Renten vorzunehmen. Die Lage, die die Reichsregierung vor dem 
Erlaß der Notverordnung vom 14. Juni 1952 vorfand, ergibt ſich 
aus folgenden Angaben: : 


Einnahmen | Ausgaben 
Arb. | Ang. Arb. Ang. 
Penſ.⸗Kaſſe Penſ.⸗Haſſe 
Beiträge | 60,0 | 19,0 Pflicht · | 


leiftungen.. 165,0 | 88,0 
Reichsmittel .... | 67,0 | 3,0 Freiwillige a 

Seiftungen . 3,0 1,0 
Sonftiges ...... 4,0 3,9 Sonftiges.... O 2358 
Insgefamt -.... 131,0 | 25,9 || Jnsgefamt... Be | 35,5 
Fehlbetrag 44,0 9,6 


Außer den in der vorſtehenden Tabelle aufgeführten Reichs⸗ 
mitteln hat die Reichsregierung in den Haushalt für 1952 weitere 
25 Mill. RM. eingeſtellt. Da das Defizit aber 44 Mill. RM. in der 
Arbeiterpenſionskaſſe und 9 bis 10 Mill. RM. in der Angeſtellten⸗ 
penſionskaſſe betrug, konnte der Ausgleich nur in der Leiſtungs⸗ 
kürzung gefunden werden. Es ſind die gleichen Kürzungen wie in 
der Invalidenverſicherung und Angeſtelltenverſicherung vorgenommen 
worden. Immerhin ſteht der Penſionsbetrag noch in einem anſehn⸗ 
lichen Verhältnis zu dem Nettolohn, den heute der aktive Bergmann 
verdient. Im Reichsdurchſchnitt erhält ein berufsunfähiger, aber 
noch nicht invalider Bergarbeiter eine Penſion von monatlich 
60,80 RM. Trat der Fall der Invalidität ein, ſo erhielt er noch die 
reichsgeſetzliche Invalidenrente von etwa 55 RM. monatlich. Durch 
die Anwendung der Ruhensvorſchriften minderte ſich die Penſion 
um 19,15 Reichsmark. Danach bekam der invalide Bergmann durch- 
ſchnittlich 94 RM. im Monat. Durch die Notverordnung vom 
14. Juni 1952 trat eine Kürzung der Invalidenrente und der 
Penſion um je 6 RM. monatlich ein, fo daß der Durchſchnittsbetrag 
noch 82 M. monatlich iſt. In der Angeſtelltenpenſionskaſſe betrug 
im November 1951 das durchſchnittliche Ruhegeld — ohne Kinder- 
zulage — 157,12 RM., das Altersruhegeld 155,92 RM., das 
Witwengeld 66,27 und die Waiſenrente 50,84 RM. Dieſe Hahlen 
zeigen, daß fih die Leiſtungskürzungen in bezug auf das Angeftellten- 
ruhegeld nicht fo ſtark auswirken wie in der Arbeiterpenſions⸗ 
kaſſe. Die Erfparnis in der Angeſtelltenpenſionskaſſe ſtellt fih auch 
nur auf 1,6 Mill. Rm. im Jahre. Bier wird noch ein reſtlicher 
Fehlbetrag übrigbleiben. Der Selbſtverwaltung der Angeſtellten⸗ 
penſionskaſſe kann zugemutet werden, den erforderlichen Ausgleich 
durch eigene Maßnahmen herbeizuführen. 

3. Angeſtelltenverſicherung. 

Bei der Angeſtelltenverſicherung iſt die finanzielle Lage nicht ſo 
ungünſtig wie bei der Invalidenverſicherung. Das erklärt ſich vor 
allen Dingen daher, daß die Angeſtelltenverſicherung als jüngerer 
Derficherungszweig nicht ſoviel alte, ungedeckte Laſten wie die 
Invalidenverſicherung zu übernehmen hatte. Aber da auch hier kein 
Anwartſchaftsdeckungsverfahren beſteht, ſo iſt leicht zu berechnen, 
wann in der Angeſtelltenverſicherung die Ausgaben die Einnahmen 
überſteigen. Das würde nach dem Stand vor der Notverordnung 
vom 14. Juni 1952 in etwa zwölf Jahren der Fall ſein. Aber auch 
in der Angeſtelltenverſicherung hat fih die Wirtſchaftskriſe in einem 
Rückgang der Beitragseinnahmen bemerkbar gemacht. Während im 
Mai 1950 die Einnahmen noch 55,5 Mill. RM. und im Mai 1951 
noch 27,8 Mill. Rm. monatlich betrugen, gingen fie im Mai 1952 


auf 25,0 Mill. Rm. zurück. Ein Bild über die finanzielle Entwick- 
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lung der Reichsverſicherungsanſtalt für Angeſtellte ergibt ſich aus 
der nachfolgenden Zuſammenſtellung: 


Einnahmen | Ausgaben 
in Millionen Marf 


ji davon A 3 
GE Fien. | = ed okne al betr. i. v. H. der 
VVT 
a ſamt] inſen ſtat⸗ 5 Geſamt· Beitrags · 
jahr träge t Nene n. ein: 
ungenſſ Ausg. 1 nahmen nahmen 
1924 142,4 125,6 14.2 — [ 29,3 29,3 20,5 23,3 
1925 ] 210,9 185,7 24,0 — 66,5 | 66,5 31,5 | 35,8 
1926 | 294,7 | 245,7 | 37,0 7,4 87,3 77,2 | 29,6 | 31,4 
1927 | 340,0 | 280,9 | 48,0 11,111 108,0 | 95,5 | 31,7 | 34,0 
1928 ] 406,4 317,1 66,9 17,3 [ 138,7 | 119,1 | 34,1 | 37,6 
1929 | 495,9 | 372,3 | 93,6 25,2 186,2 | 157,1 | 37,5 | 42,2 
1930 ] 547,8 | 385,1 | 123,4 | 35,1 [ 224,8 | 185,3 | 41,0 | 48,1 
1931 | 523,8 J 343,4 | 134,3 | 42,9 [ 263,2 | 213,9 | 50,3 | 62,3 


Die Zahl der Leiſtungsempfänger ift bei den Ruhegeldern 1951 
auf 159 867, bei den Witwen- und Witwerrenten auf 73 782 und bei 
den Waiſenrenten auf 41 249 angeſtiegen. Das Geſamtvermögen der 
Reichsverficherungsanftalt für Angeſtellte betrug Ende des Jahres 
1951 1895,4 Mill. Rm. 

Wenn man bei dieſer Lage auch nicht von einer akuten Gefahr 
ſprechen kann, ſo galt es doch drohenden Gefahren vorzubeugen. 
Deshalb ſieht die Notverordnung vom 14. Juni 1952 auch für die 
Angeſtelltenverſicherung Kürzungen an den Ruhegeldern und Hinter- 
bliebenenrenten vor. Die Erſparniſſe werden ſich allerdings nicht 
völlig zugunſten der Reichsverſicherungsanſtalt für Angeſtellte aus- 
wirken, ſondern zu einem Teil der Invalidenverſicherung zugute 
kommen. Immerhin werden die Erſparniſſe der Angeſtelltenverſiche⸗ 
rung 7 Mill. RM. betragen. 

4. Unfallverſicherung. 

Auch in der Unfallverſicherung wird es immer ſchwieriger, die 
Einnahmen und Ausgaben in Einklang zu bringen. In bejonders 
finanziellen Schwierigkeiten befindet ſich die landwirtſchaftliche Be⸗ 
rufsgenoſſenſchaft, die der Reichspoſt ſchon feit längerer Seit 
14 Mill. Rm. ſchuldet. Die Lage der einzelnen Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaften ift nicht gleichmäßig. Bier macht fih die Verſchiedenartig⸗ 
keit der wirtſchaftlichen Lage der einzelnen Gewerbe bemerkbar. Hin⸗ 
ſichtlich der geſamten finanziellen Lage iſt folgendes zu ſagen: Die 
Einnahmen in der Unfallverſicherung betrugen im Jahre 1950 
384,8 Mill. Rm. Wie hoch die Einnahmen im Jahre 1951 find, 
läßt ſich zur Zeit noch nicht einwandfrei ſagen, ſie werden aber 
zweifellos geringer ſein als im vorhergehenden Jahre. Die Ausgaben 
betrugen im Jahre 1950 429,1 Mill. Rm. und im Jahre 1951 
418,5 Mill. Rm. Die Verwaltungskoſten betrugen im Jahre 1951 
59, Mill. RM. Nennenswertes, zur Veräußerung geeignetes Der- 
mögen iſt nicht vorhanden. Die durch das Geſetz vorgeſchriebenen 
Rücklagen waren bei Ausbruch der Kriſe verhältnismäßig klein, da 
damit erſt im Jahre 1924 begonnen worden iſt. Die Folge iſt, daß 
eine immer mehr zuſammenſchrumpfende Wirtſchaft alle die Unfall- 
folgen tragen muß, die eine gut beſchäftigte Wirtſchaft in den letzten 
vier Jahrzehnten verurſacht hat. Beſonders nachteilig wirkte ſich 
bei den gewerblichen Berufsgenoſſenſchaften der Rückgang der Lohn- 
ſumme aus, die für die Berechnung des Genoſſenſchaftsbeitrags ent⸗ 
ſcheidend iſt. Dieſer Rückgang mußte naturgemäß eine Erhöhung 
der Beiträge zur Folge haben. Um den Berufsgenoſſenſchaften eine 
Erleichterung zu bringen, hatte bereits die Notverordnung vom 
8. Dezember 1951 die kleinen Renten beſeitigt und die Kinder- 
zuſchläge und Waiſenrenten eingeſchränkt. Dadurch entſtanden Er- 
ſparniſſe bei den gewerblichen Berufsgenoſſenſchaften in Höhe von 
29 Mill. RM. und bei den landwirtſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaften 
in Höhe von 11 Mill. Rm. Durch den Wegfall der auf eine zwei⸗ 
jährige Laufzeit beſchränkten 20prozentigen Renten iſt in den nächſten 
Jahren mit weiteren Erſparniſſen zu rechnen. Da in Zukunft Renten 
unter 20 v. H. überhaupt nicht mehr bewilligt werden, jo werden fih 
die Ausgaben der Berufsgenoſſenſchaften, wenn noch Gehaltskürzungen 
und Derbilligung des Heilverfahrens hinzukommen, weiter erheblich 


vermindern. Trotzdem wird ſich aber die Lage im Jahre 1952 noch 


dadurch verſchlechtern, daß das Arbeitseinkommen in dieſem Jahre 
im Durchſchnitt erheblich zurückgegangen iſt. Aus dieſem verkleinerten 
Lohnfonds müſſen nun die Unternehmer die Beiträge auch für das 


Die X. Olumpiſchen Spiele in Los Angeles / 


Unberührt von der die amerikaniſche Profperität in ihren 
Grundfeſten erſchütternden Weltkriſe hat das Amerikaniſche Organi- 
fations-Komitee für die Spiele in Los Angeles ſeine Pläne in vollem 
Umfang durchgeführt. Alle Nachrichten, auch von deutſcher amt⸗ 
licher Seite, beſtätigen, daß alle nur denkbaren Erleichterungen für 
dieſes größte Weltfeſt der Jugend aus 50 oder 40 Nationen muſter⸗ 
gültig getroffen find. Ein Zeichen, wie tief der Sport und feine 
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Jahr 1951, wo die Einnahmen höher waren, bezahlen. Dadurch ſind 
für viele Betriebe, zumal keine Rücklagen an Betriebsmitteln vor- 
handen find, neue finanzielle Schwierigkeiten entſtanden. Wollte man 
daher die Unfallverſicherung in ihrem Beſtande erhalten, fo mußten 
erneut von Unternehmern und Derficherten Opfer gebracht werden. 
Die Notverordnung vom 14. Juni 1952 hat daher auch eine Renten⸗ 
kürzung in der Unfallverſicherung vorgenommen, Kürzungen, die aber 
viel geringer als in den übrigen Zweigen der Sozialverſicherung find. 
Es war nur gerecht, daß man hier eine Staffelung vorgenommen hat. 
Man hat unterſchieden zwiſchen den Renten für Unfälle aus der 


Seit vom 1. Juli 1927 bis 31. Dezember 1951 und den Renten für 


Unfälle, die nach dieſer Zeit liegen. Ebenſo wie ſich die geſunden 
Arbeiter in dieſer Zeitſpanne erhebliche Lohnabzüge gefallen laffen 
mußten, ſo mußten auch die Renten aus dieſer Seit, deren Berech⸗ 
nung der Jahresarbeitsverdienſt aus der damaligen Seit zugrunde 
lag, mehr geſenkt werden als die Renten, für deren Berechnung der 
heutige geminderte Jahresarbeitsverdienſt zugrunde liegt. Die Er⸗ 
ſparniſſe, die dadurch erzielt werden, werden für die gewerblichen 
Berufsgenoſſenſchaften auf etwa 17 Mill. RM. und für die landwirt⸗ 
ſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaften auf 5 Mill. RM. jährlich geſchätzt. 

Es ſei noch betont, daß durch dieſe Leiſtungskürzungen der Der- 
fiherungshaushalt nicht ausgeglichen wird. Die Reichsregierung hat 
aber davon abgejehen, die Sanierung allein auf Koſten der Per- 
ſicherten vorzunehmen. Sie wendet ſich auch an die Unternehmer. 
Sie erklärt nämlich, daß alle gewerblichen Berufsgenoſſenſchaften 
ſolidariſch für die Hälfte der in der gewerblichen Unfallverſicherung 
zu leiſtenden Poſtvorſchüſſe haften. Somit müſſen leiſtungsfähige 
Berufsgenoſſenſchaften für die leiſtungsſchwachen eintreten. Bei den 
landwirtſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaften hat man von einer Ge- 
famthaftung abgeſehen, da hier wohl alle Berufsgenoſſenſchaften zur 
Seit finanziell geſchwächt ſind. Hier hat man es bei der Haftung 
der Länder für die landwirtſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaften be⸗ 
wenden laſſen, gleichzeitig aber den Ländern die Befugnis gegeben, 
bei der Gewährung der Renten an verſicherte landwirtſchaftliche 
Unternehmer gewiſſe Beſchränkungen anzuordnen. 

In der Krankenverſicherung hat fih naturgemäß die 
Wirtſchaftskriſe ebenfalls bemerkbar gemacht. Noch im Jahre 1950 
überſtiegen die Einnahmen die Ausgaben. Allerdings trat bereits in 
dieſem Jahre ein ſtarker Rückgang in der Mitgliederzahl ein. Die 
Notverordnungen des Jahres 1950 hatten aber den nötigen Ausgleich 
herbeigeführt. Im Jahre 1951 fiel weiter die Zahl der Mitglieder 
um mehr als eine Million. Infolgedeſſen ſanken auch beträchtlich 
die Einnahmen, nämlich von 2159 Mill. RM. auf 1607 Mill. Rm. 
Die Ausgaben fielen nicht ganz in demſelben Ausmaße. Während 
dieſe im Jahre 1950 2010 Mill. RM. betrugen, waren ſie im Jahre 
1951 1617 Mill. Rm. Das Defizit konnte aber ohne weiteres aus 
den Rücklagen gedeckt werden. Soweit bisher das Jahr 1952 iber- 
blickt werden kann, läßt ſich feſtſtellen, daß die Einnahmen und die 
Ausgaben weiter rückläufig find. Allerdings liegen dabei die Ein- 
nahmen etwas über den Ausgaben. Das läßt ſich naturgemäß damit 
erklären, daß der Krankenſtand bisher verhältnismäßig günſtig war. 
Da hiernach in dieſem Zweig der Sozialverficherung keine akuten Ge⸗ 
fahren gegeben waren, konnte die Notverordnung vom 14. Juni 1932 von 
weiteren Eingriffen abſehen. Die Krankenkaſſen müſſen aber auch weiterhin 
auf das ſparſamſte wirtſchaften, um jeder finanziellen Gefahr vorzubeugen. 

aß die durch die Notverordnung vom 14. Juni 1932 aus- 
geſprochenen Leiſtungskürzungen zwangsläufig und notwendig waren, 
ergibt ſich daraus am beſten, wenn man die neuen Anderungen der 
engliſchen Sozialverſicherung betrachtet. Auch die engliſche Regie- 
rung hat fih veranlaßt geſehen, die Leiſtungen der Kranken- und 
Invalidenverſicherung erheblich einzuſchränken. Die Gründe find 
genau die gleichen wie in Deutſchland. Die vorgenommene Kürzung 
der engliſchen Invalidenrenten macht z. B. für verheiratete Frauen 
55% v. H. aus, während bei uns die Renten auf Grund der letzten 
Notverordnung nur um etwa 16 v. H. herabgeſetzt wurden. Ferner 
bringt das neue engliſche Geſetz eine nicht unerhebliche Herabſetzung 
der Krankenkaſſenleiſtungen für Arbeitnehmer, 
arbeitslos geweſen ſind. : 

Wenn man fich die finanzielle Lage faſt aller Zweige der Sozial- 
verſicherung anſieht und daran die Vorſchriften der Notverordnung 
vom 14. Juni 1952 mißt, jo muß man zu der objektiven Feſtſtellung 
kommen, daß es falſch ijt, von einer Serſchlagung der Sozialpolitik 
zu ſprechen. Es iſt lediglich ein Abbau der Leiſtungen erfolgt, nicht 
aber ein Abbau der Einrichtungen. Und dieſer Abbau der Leiſtungen darf 
nicht als ein bloßes Opfer und ein un betrachtet werden, ſondern als das 
notwendigſte Mittel, um die Sozialverſicherung als Ganzes zu erhalten. 


Von Staatsſetretãr Dr. Th. Cewalo, 

Präfident des Deuiſchen Glymviſchen Nusſchuſſes 
höchſte Austragung, der olympiſche Gedanke, alle Kulturnationen er- 
greifen, iſt die Tatſache, daß, ſoweit bis jetzt bekannt, auch nicht eine 
der für den Sport maßgebenden Nationen ſich fernhalten wird. 
Auch in Deutſchland iſt es gelungen, die Mittel für die Beſchickung 
der Spiele aufzubringen. Die Grundlage bildete der Beitrag, den 


jeder Sportverband für jeden von ihm gemeldeten Spieler einzahlen 


mußte; hinzu traten reiche Spenden der deutſchen Wirtſchaft, um ſo 
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bemerkenswerter, weil ſie zeigen, wie die Notwendigkeit ſportlicher 
Betätigung auch hier anerkannt wird. Entſprechend dem Brief, den 
der frühere Reichskanzler, Dr. Brüning, Ende vorigen Jahres an 
mich gerichtet und in dem er die Teilnahme Deutſchlands an den 
Spielen freudig begrüßt und gut⸗ 
hieß, hat auch die Regierung 
von Papen einen namhaften Be⸗ 
trag für die Spiele beigeſteuert. 


So konnte die deutſche 
Mannſchaft, die ſtärker ge⸗ 
worden iſt, als ich es anfäng⸗ 
lich wünſchte, am 10. Juli mit 
dem herrlichen Dampfer des 
Norddeutſchen Lloyd „Europa“ 
die Ausreiſe antreten. Alle 
Mannſchaftsführer wie Mann- 
ſchaften reiſen in der Touriſten⸗ 
klaſſe, ſo daß die nötige ſport⸗ 
liche Einfachheit ſich ohne wei⸗ 
teres als Lebensregel ergibt. 
Die deutſche Mannſchaft, ſoweit 
ſie von Deutſchland kommt, um⸗ 
faßt einige 70 Köpfe, darunter 
7 Frauen; hinzu treten die nöti⸗ 
gen Derbandsführer, ein Arzt, 
Maſſeure, ein vom Norddeutſchen 
Lloyd dankenswerterweiſe über- 
laſſener Koch und die nötigen 
Trainer. Wegen der Kojten 
und der Gefahr für das un- 
erſetzbare Pferdematerial iſt auf eine Beteiligung an den reiterlichen 
Wettkämpfen verzichtet. Umfangreich iſt Deutſchlands Teilnahme in 
der Leichtathletik; nur im 1500-m-Lauf und in einigen Sprung- 
arten, wo wir keine Siegesausſichten beſitzen, ſind wir nicht ver⸗ 
treten. Nach den 
glänzenden Erfol- 
gen unſerer Skul⸗ 
ler auf der Henley- 
Regatta dürfen wir 
mit Vertrauen auf 
die deutſche Ruder⸗ 
mannſchaft blicken. 
Die Achtermann⸗ 
ſchaft der „Ami⸗ 
citia“, die von 
allen Sachverſtän⸗ 
digen als die beſte, 
die Deutſchland je 
geſehen, bezeichnet 
wird, wird gegen- 
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über den phan⸗ 
taſtiſchen Leiſtun⸗ 
gen der Ameri- 


kaner und Kanadier 
hart um den Er⸗ 
folg ringen müffen, 
Das gleiche gilt 
von dem Vierer des 
Berliner Ruder- 
klubs. Im Waſſer⸗ 
ballfpiel wollen wir 
den über Ungarn 
in Amſterdam 1928 
errungenen Sieg 
erneut verteidigen. 
i Segler, Schwerath⸗ 
SR = leten, Ringer, Borer, 
Fechter, Fünfkämpfer, Radfahrer, ein Teilnehmer im Piſtolen⸗ 
ſchießen runden unſere Mannſchaft zu einer vollen Vertretung des 
deutſchen Sports, wobei ich erneut bedauere, daß die Deutſche 
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Die Ausbreitung des Sportgedankens 


bie in beutschland in den 50 Körpersportverbänden Organisierten H 1 


Turnerſchaft fih nicht zur Entſendung einer Riege hat entſchließen 
können, die ſicher vorzügliche Ausſichten gehabt hätte. Fe 

Niemand wird ſportliche Erfolge vorausſagen können. Wir 
wiſſen nicht, wie die lange Reife von vier Tagen und Nächten durch 
die ſüdlichen Staaten der ameri⸗ 
kaniſchen Union, das pazifiſche 
Klima und die Gewalt der 
neuen Eindrücke auf die junge 
und empfängliche Mannſchaft 
einwirken. Aber eins ſteht feſt, 
daß dieſe aus den Millionen 
Deutſcher ausgeſuchten Wenigen 
mit reichen Erfahrungen zurig- 
kehren und dem deutſchen Sport 
neue Erkenntniſſe und neue An⸗ 
ſchauungen zuführen werden. 

Wer glaubt, daß die Teil- 
nahme an dieſen Spielen, weil 
ſie international ſind, den höchſten 
nationalen Ideen widerſpräche, 
mag ſich eine Lehre ziehen aus 
der begeiſterten Förderung, die 
Muffolini der italieniſchen 
Mannſchaft, der ſtärkſten, die 
Europa entſendet, hat zuteil 
werden laſſen: Er hat die 150 
jungen Italiener um ſich geſchart 
und mit flammenden Worten zu 
ihnen geſprochen; die Glocken des 
Stadtturmes in Forli läuteten 
und die Kirchenglocken fielen ein. 

Bemerkenswert iſt, daß, rechnet man die Teilnehmerzahl auf die 
Bevölkerung der Länder um, Deutſchland im Verhältnis zu ſeiner 
Einwohnerzahl an letzter Stelle der Nationen ſteht. Während Finn⸗ 
land einen Kämpfer auf 85 000 Einwohner entſendet, Schweden 
einen auf 158 000, 
Ungarn auf 252 000, 
kommt in Deutſch⸗ 
land erſt ein Kämp⸗ 
fer auf mehr als 
900 000 Einwohner. 
Niemand wird alfo 
mit Grund den Dor- 
wurf machenkönnen, 
daß Deutſchland in 
dieſer Notzeit es an 
Sparſamkeit hat feh- 
len laſſen. 


gür unſere 
Mannſchaft, die mit 
freudigem Stolz, 
mit Hoffnungen, in 
leidenſchaftlicher 
Erwartung der kom⸗ 5 
menden Ereigniſſe | 
die Reife antritt, 
wird es ein Ge- 
fühl der Stärkung 
und Belebung ſein, 
zu wiſſen, daß die 
Heimat, ſo fern 
ſie räumlich liegt, 
doch mit vollem 
Dertrauen, mit den 
wärmſten Wünſchen 
ihr zur Seite ſteht, 
an erſter Stelle i ' - 
unfer verehrungswürdiger Herr Neichspräfident, der zu wieder- 
holten Malen der deutſchen Mannſchaft die wärmſten Wünſche auf 
ihre weite Reife mitgegeben hat. 


in Deutschland. 


in von Hundert 
der Bevölkerung 


Einige Aussichten der Deutschen 
- beim Olympia in U.S.A. 
AdeutscherRekord, 4 beste deutsche, Öbeste Weltleistung 1952 


Jargespent In des letzte unter Weltrekord : über 


TEST 
. 
alm 
8 
n 


. 
D 
Be 


eee et eee 
in, P AMON, A WU EAG 
TE 


Kim Me 


A 
we En 


I ul 


WIH 0 
Ln 


menu 


HOLE el 


Bom 27. Juni bis 11. Juli 


Abſchluß der Lauſanner Konferenz: 


Nach ſchwierigen Verhandlungen, in deren Verlauf die Kon- 
ferenz oft gefährdet war, kommt in Lauſanne eine Derjtändigung zu- 
ſtande, die vom Keichskanzler von Papen in einer Rundfunkrede 
dem deutſchen Volke erläutert wird (8. 7.). — In einer feier⸗ 
lichen Schlußſitzung erfolgt die Unterzeichnung des Lauſanner Der- 
trages. Der Konferenzpräfident Macdonald hebt in feiner An⸗ 
ſprache hervor, daß keine politiſche Klauſel in den Vertrag hinein- 


gekommen ſei, daß es aber keinen Frieden und keine Sicherheit 
geben werde ohne einen Erfolg der Abrüſtungskonferenz 0. 7.).— 
Herriot gibt bei feinem Eintreffen in Paris bekannt, daß in der 
Schuldenfrage ein Gentleman-Agreement zwiſchen England und 
Frankreich geſchloſſen worden ift (10. 7.). — In Berlin findet ein 
Kabinettsrat über das Lauſanner Ergebnis ſtatt; es wird völlige 
Einmütigkeit erzielt. Anſchließend empfängt Reichskanzler von Papen 
die deutſche Preſſe (11. 7.) . 
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Ausland: 


Swiſchen Deutſchland und der Schweiz wird ein Devifen- 
abkommen abgeſchloſſen (29. 6.); ein ähnliches Abkommen wird 
auch zwiſchen Deutſchland und der Tſchechoſlowakei unterzeichnet 
(1. 7.). — Die engliſche Regierung kündigt die Konvertierung 
der inneren engliſchen Kriegsanleigen zum 1. Dezember an; 
den Sinsfuß wird von 5 auf 3,5 v. B. herabgeſetzt (30. 6.). 
— Sum Nachfolger des vor kurzem verſtorbenen Direktors des 
Internationalen Arbeitsamtes, Albert Thomas, wird der Eng⸗ 
länder Butler ernannt (1. 7.). — Das abgelaufene amerikaniſche 
Haushaltsjahr ſchließt mit einem Fehlbetrag von 2885 Millionen 
Dollar. — Auf der Abrüſtungskonferenz ſtellen die kleineren und 
mittleren Staaten die Forderung auf, die Konferenz dürfe ſich nicht 
vertagen, bevor nicht die Punkte, über die eine Einigung erzielt 
werden könne, erledigt worden ſeien (2. 7.). — Zum Kandidaten für 
die amerikaniſche Präſidentſchaftswahl wird von der Demokratiſchen 
Konvention Franklin Rooſevelt gewählt (2. 7.). — Das neue ſüd⸗ 
ſlawiſche Kabinett wird von dem bisherigen Innenminiſter Srſkitſch 
gebildet (2. 7.). — Die engliſche Regierung erhält vom Parlament 
die Ermächtigung, auf jede Einfuhr aus Irland einen Strafzoll bis 
zu 100 v. H. zu erheben (4. 7.). — Die Türkei wird zum Eintritt in den 
Völkerbund eingeladen (6. 7.). — In einer Note an die polniſche 
Regierung wendet ſich die Danziger Regierung gegen die polniſchen 
Bopykottbeſtrebungen gegen Danzig (7. 7.). — In Nordfchweden und 
Belgien kommt es zu ſchweren Streikunruhen. — Zum Abrüftungs- 
plan des Präſidenten Hoover gibt die engliſche Regierung im Unter⸗ 
haus und in Genf eine Erklärung ab, in der fie den Hoover-Plan 
begrüßt und gleichzeitig eigene Vorſchläge macht (7. 7.). — Ein 


polniſches Anleihegefuch zum Ausbau des Hafens von Sdingen wird 
vom franzöſiſchen Finanzminiſter abgelehnt (9. 7.). 
Reich: 

Im Reih kommt es zu ſchweren Zufammenftößen zwiſchen 
politiſchen Gegnern; es ſind viele Tote zu beklagen. — Durch eine 
neue Notverordnung werden alle beſtehenden Demonſtrationsverbote 
aufgehoben (29. 6.). — Der Haushalt für das Jahr 1952 wird durch 
Notverordnung in Kraft geſetzt (50. 6.). — Das Reih nimmt bei 
einem inländiſchen Bankenkonſortium einen Überbrückungskredit in 
Höhe von 125 Mill. Rm. auf (30. 6.). — Durch Reichsgerichts- 
entſcheidung werden der „Vorwärts“ und die „Kölniſche Volks- 
zeitung“ auf fünf bzw. drei Tage verboten. — Zwifchen der Deutſchen 
Volkspartei und den Deutſchnationalen wird ein Wahlabkommen ge⸗ 
ſchloſſen. — Die indirekten Steuern im Saargebiet werden von 
der Regierungskommiſſion gegen den Willen des Landesrates erhöht 
(4. 2.). — Der deutſch⸗ſchwediſche Handelsvertrag wird gekündigt 
(5. 7.). — Anläßlich der feierlichen Einweihung des Kolonial- 
Ehrenmals erläßt der Reichspräſident eine Kundgebung (6. 7.). — 
Die Zahl der Arbeitsloſen iſt in der zweiten Junihälfte um rund 
95 000 auf 5 476 000 zurückgegangen. — Zu Ehren der bei Langes 
marck gefallenen deutſchen Studenten findet eine feierliche Friedhofs- 
einweihung bei Ypern ſtatt. Gleichzeitig werden im Reih Gedenk- 
feiern abgehalten (10. 7.). 

Länder: 

Im Preußiſchen Landtag werden die politſchen Amneſtie⸗ 
anträge, gegen die der Staatsrat Einſpruch erhoben hatte, ab⸗ 
1 1452 z die erforderliche Zweidrittelmehrheit nicht erreicht worden 
iſt (8. 7.). 


Achter europäiſcher Nationalitätenkongreß 


Seit Jahren war man gewohnt, daß die Vertreter der unter⸗ 
drückten Dolfseinheiten in Europa, die politiſchen, wirtſchaftlichen 
und kulturellen Abgeſandten von rund 36 inmitten fremder Staats- 
und Herrſchervölker wohnender europäiſcher „Minderheiten“ oder 
„Volksgruppen“, in Genf dem Völkerbund ihre Klagen und Be⸗ 
ſchwerden ſozuſagen ins Ohr ſchrien. Der Bund mit dem falſchen 
deutſchen Namen, dieſe Vertretung von Staaten und Regierungen, 
nicht aber von Volksgemeinſchaften, blieb all die Jahre taub und 
blind. Er entſandte einen „Beobachter“, der ſich zumeiſt, wenn er 
überhaupt da war und es nicht vorzog, ſeine Weisheit ſpäter den 
Zeitungen zu entnehmen, ſichtlich langweilte. Ein paar intereſſierte 
Wiſſenſchaftler, ein paar Vertreter von Zeitungen der Minderheiten, 
ein ſtarkes Echo in den Schweizer Zeitungen, ein ſchwaches in den 
führenden Zeitungen Europas, ein kaum vernehmbares in der großen 
überſeeiſchen und Weltpreſſe — das war der äußere ſichtbare „Er- 
folg“ dieſer Kongreßarbeit. 


Und doch war ſie nicht vergebens! Der ausgezeichnete Präfident 
all dieſer Kongreſſe, der Slowene aus Italien Dr. Wilfan, und 
der ideenreiche und unermüdliche Generalſekretär Dr. Am mende 
werden ſich vor der Geſchichte rühmen dürfen, zum Wiederaufbau 
Europas, zur geiſtigen Abrüſtung der Naßpſychoſe eine Dorberei- 
tungs- und Aufklärungsarbeit geleiſtet zu haben, die nicht vergeb⸗ 
lich ſein wird. 


Der achte Kongreß der letzten Junitage mochte einem zum 
Beweis dienen. Erſtmals war man von Genf weg nach Wien 
gegangen. Es geſchah nicht nur aus einem gewiſſen Diſtanzgefühl 
heraus, um dem Völkerbund auch einmal die kalte Schulter zu 
zeigen, ſondern es geſchah auch aus rein wirtſchaftlichen Gründen: 
Die Minderheiten, denen man — gerade auf dieſem Kongreß wurde 
es von dem Sudetendeutſchen Dr. Peters mit ſcharfen Worten 
gegeißelt, und es wurde das Generalſekretariat beauftragt, für den 
nächſten Kongreß einmal eine gründliche Unterſuchung dieſer wirt⸗ 
ſchaftlichen Unterdrückungsmethoden anzuſtellen — mit ſolchen wirt⸗ 
ſchaftlichen Kampfmethoden den Exiſtenzboden wegnimmt, die man 
wirtſchaftlich als Einzelmenſchen wie als Organiſationen ent⸗ 
wurzelt, um ſie deſto leichter geiſtig veröden zu laſſen und dann als 
bequeme Beute aſſimilieren zu können, dieſe Minderheiten können es 
ſich nicht mehr leiſten, ihre Vertreter in das teure Genf der üppigen 
internationalen Diplomaten zu ſchicken. Wien iſt billiger. Es war 
auch williger. Es verfügt über eine alte Tradition in der praktiſchen 
Behandlung von Minderheitenfragen — und es darf hinzugeſetzt 
werden: über eine ſehr gute und mit den Jahren immer mehr all⸗ 
gemein anerkannte Tradition! —, es iſt, das bewies die 
Beſichtigung geradezu großartigen privaten tſchechiſchen 
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Minderheitenſchule, auch heute ein in der Behandlung ſeiner 
Minderheiten muſterhafter und führender deutſcher Staat, es ver- 
fügt zudem über eine aktive und wachſame nationale und inter- 
nationale Preſſe, und es iſt anzunehmen, daß der Kongreß, deſſen 
Generalſekretariat ja dauernd in Wien ſitzt, auch dank der alten 
Verbindungen, die von Polen, Rumänien, Südſlawien und dem 
Balkan hierher beſtehen, ſich dauernd an Wien gewöhnen wird. 

Selbſtverſtändlich würde man enttäuſcht, wollte man nach den 
berühmten „praktiſchen Ergebniſſen“ eines ſolchen Kongteffes 
fragen. Und wer möchte den immer erneuten Appell gepeinigter und 
brutaliſierter Minderheiten-Dölfer-Millionen Europas an das ſo⸗ 
genannte „Weltgewiſſen“ heute noch ein „Ergebnis“ nennen? Hat 
dieſes Europa noch politiſchen Inſtinkt genug, um zu ſpüren, daß 
die Ungelöjtheit der Minderheitenfragen feine Friedensexiſtenz be- 
droht? Hat es überhaupt noch Gefühl dafür, daß das geduldete 
Minderheitenunrecht der ganzen weißen Kaſſe Europas allmählich 
an Ehre und Reputation ſchadet d 

Was ſind die heiligſten Güter dieſes brüchig und ſchadhaft ge⸗ 
wordenen Kontinents? Sind es Rechtsordnung und Sittengeſetz 
oder ſind es die kalt⸗egoiſtiſchen Sorgen von überängſtlichen Grenz⸗ 
wächtern, es möchte das unzureichende Welt- und Grenzenbild dieſes 
Europa doch wieder einmal verändert werden können, und es könnte 
der aus Haß und Mißhandlung aufflammende Funke dann auch 
heute noch für brandſicher gehaltene Häufer entzünden d 

Auch dieſer achte Kongreß war von einer geradezu übernatür⸗ 
lichen und peinlichen Mäßigung: Er hat im vorigen Jahre eine 
furchtbare Anklage gegen die Regierungen Europas in den „Lage- 
berichten“ gerichtet, die er, ſorgſam bearbeitet und von allen 
Schärfen und Spitzen gereinigt, der Welt gedruckt vorlegte. Er hat 
dieſes erſchütternde Dokument dieſes Jahr um einen Ergänzungs- 
band vermehrt und, wenn man ſo will, „bereichert“. Aber er 
duldete nicht, daß über die Lage einzelner Minderheiten auf dem 
Kongreß ſelbſt detaillierte Ausführungen gemacht oder gar einzelne 
Regierungen angegriffen wurden. Mit dem Einſatz ſeiner ganzen 
Autorität verhinderte das auch dem allzu ſtürmiſchen Grafen 
Eſterhacy gegenüber der Kongreßpräſident, und es gab dem aller- 
dings bis zur Ungezogenheit unhöflichen und widerſpenſtigen Grafen 
gegenüber erſtmals Kongreßordnungsrufe. Schade, daß man nicht 
den Völkerbund ſelbſt zur Ordnung rufen kann: Denn er ſaß 
eigentlich über die ganzen drei Kongreßtage auf der Anklagebank. 
Seine berühmten oder berüchtigten „Dreier⸗Kommiſſionen“ zur Be⸗ 
handlung von Minderheitenbeſchwerden tagen immer noch hinter 
verſchloſſenen Türen. Ihre Berichte ſind ſpärlich und dürftig, wenn 
nicht gar eine „angegriffene“ oder beteiligte Regierung durch ihr 
Votum überhaupt verhindern kann, daß die Öffentlichkeit irgend 
etwas über die Verhandlungen erfährt. Die beſchwerdeführenden 
Minderheiten ſind immer noch Objekte und dürfen während der 
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Behandlung ihrer Beſchwerden weder ſich vertreten laſſen noch 
mündliches Material nachliefern. Der Völkerbund ift immer noch 
eine alte Feuerwehr, die nur löſchen will, wenn es bereits brennt 
und auch dann mit alten Gäulen und lahmen Mannſchaften erſcheint, 
zumeiſt wenn das Haus abgebrannt und feine Bewohner tot find. 
Don einer Neubaus und Brandordnung, die Brände verhüten 
ſoll, will man nichts wiſſen. Die Scheidung in Staaten, denen der 
Minderheitenſchutz als Zwang auferlegt iſt, den ſie als läſtige Ein⸗ 
ſchränkung ihrer Souveränität empfinden, und in andere, die ſich 
auf nichts verpflichtet haben, dauert an. Und die Großen leben den 
Kleinen eine Minderheitenbehandlungspraxis vor, die geradezu zur 
Widerſätzlichkeit gegen die Minderheitenverträge aufſtachelt. Die 
von dem Kongreß und von nahezu allen internationalen Gremien 
verlangte permanente Kommiſſion des Dölferbunds zur Behandlung 
von Minderheitenfragen, auch zur prophplaktiſchen Behandlung, fehlt 
noch immer. Das Beſchwerdeverfahren ift noch immer ein Hohn auf 
alle Rechtsordnung und ein wahres politiſches Satirſpiel für 
Ironiker und Zyniker. Zum hundertſten und tauſendſten Male ift 
das in die Welt hinausgeſchrien worden — auch wieder in Wien. 
Wird der von Genf nach Wien entſandte Völkerbundsvertreter, ein 
übrigens ausgezeichneter und prächtiger Däne, Dr. de Krabbe, 
ſeinen hohen Herren davon berichten? Wird er etwas durchſetzen ö 
Es gibt immer noch Gptimiſten. Aber die Zahl der Peſſimiſten hat 
doch erheblich zugenommen! 

Der von tiefem ſittlichen Ethos erfüllte Lauſanner Profeſſor 
Bo vet predigte den Volksgruppen zwar Geduld. Er pries fie als 
die Träger einer neuen Weltanſchauung, eines neuen Lebensſtils, 
als die Verkünder einer ſchöneren Zukunft der neben den Staaten 
frei und unbehindert beſtehenden überräumlichen kulturellen freien 
Volksgemeinſchaften. Er warnte vor dem Zwang zur Ausdehnung 
des Minderheitenſchutzes auf alle Staaten und glaubt an die ſozio⸗ 
logiſch rechtliche und ethifche Veränderung des europäiſchen Welt- 
bildes. Aber die Politiker ſagen achſelzuckend: Er iſt eben ein Pro⸗ 
feſſor! Immerhin, es ſpricht für die Sache der Nationalitäten, daß 
ſie einen ſolchen Profeſſor reden laſſen und ihm begeiſtert zujubeln. 
Es ſpricht für fie, daß fie den Vertreternallerchriſtlichen 
Bekenntniſſe — vor allem dem Meiſterredner Drexel als 
katholiſchem Geiſtlichen — Gelegenheit gaben darzulegen, wie die 
Kirchen geradezu die Verbündeten der freien Volkstumsentfaltung 
ſind und auf die Pflege der Mutterſprache und Volkstumsrechte 
angewieſen ſind. Es ſpricht für ſie, daß ſie wiſſenſchaftlichen 
Fragen einen breiten Raum in ihren Verhandlungen einräumten, 
und den einzelnen Wiſſenſchaftszweigen: der Volkswirtſchaft wie der 
Soziologie, der Rechtswiſſenſchaft wie der Volkskunde, eine Fülle 
von praktiſchen Anregungen gaben. Erſtmals waren diesmal die 
Vertreter der einzelnen wiſſenſchaftlichen Volkstumsinſtitute als 
offizielle Gäſte geladen und konnten fih — Polen, Südſlawen, 
Ungarn, Tſchechen und Deutſche — freundſchaftlich einander nähern 
und ſich ausſprechen, ebenſo wie ja der eigentliche Erfolg dieſer 
Kongreſſe immer der ift, daß Dertreter verſchiedener Volkstums⸗ 
kreiſe, Vertreter von 40 Dolfsgruppen in 14 verſchiedenen Staaten, 
ſich hier treffen, bewußt gemeinſame Linien A einer Neuord⸗ 
nung Europas in gemeinfamer Arbeit zuſtreben. Die Tatſache, 
daß trotz aller Meinungsverſchiedenheiten, trotz aller menſchlichen 
und raſſiſchen Verſchiedenheiten, hier Deutſche und Tſchechen, Polen 
und Juden, Ruſſen und Ungarn und wie ſie alle heißen, an einem 
einzigen Fiele und Weltbilde zuſammenarbeiten, iſt ſchon erfreulich 


bringt. 


Liebermann: Bildnis des Neichspräſidenten 


genug. Es geht vielen Leuten zu langſam. Das iſt verſtändlich. 
Auch die Führer, die nun über ein Jahrzehnt lang trotz aller Ent- 
täuſchungen ihre Gefolgſchaft bei der Stange zu halten verſtanden, 
begreifen, daß es mit der Geduld der Volksmaſſen und damit mit 
der Autorität ihrer Führung eines Tages zu Ende ſein könnte. 
Die Saat, die Derfailles ausgeſtreut, bringt die Wirtſchaftskriſe zu 
einer ſchrecklichen Ernte. Die Arbeitsloſigkeit und Wirtſchafts⸗ 
zerſtörung unſerer Tage iſt eine fürchterliche Schule gerade für die 
ſchwachen, in fremde Staatsvölker eingeſtreuten Minderheiten⸗ 
Volksgruppen. Die Führer des Vationalitätenkongreſſes warnen! 
Sie tun ihr Beſtes, auch den verantwortlichen Staatsmännern 
Europas die Augen zu öffnen. Aber ihre Völker wollen nicht 
gläubige Anhänger einer Prophetie eines in nebelhafter Ferne 
winkenden Idealzuſtandes ſein, ſondern ſie ſind Menſchen und 
verlangen für ihr Geſchlecht, für ihr eigenes Daſein 
praktiſche Hilfe und erträgliches Beſtehen und Auskommen. 

Auch der Wiener Kongreß war ein Warnungsruf. Wo iſt der 
Staatsmann Europas, der ihn hörte? Wo iſt der Wundermann, 
der dieſes Europa zur Vernunft und zum Verſtande 8 A 


Tagung der deutſchen Volksgruppen in Europa 


Der Verband der deutſchen Volksgruppen in Europa hielt am 
26. und 27. Juni in Baden bei Wien ſeine Jahresverſammlung ab. 
Alle deutſchen Minderheitsgruppen aus den europäiſchen Staaten 
waren durch ihre berufenſten Führer vertreten. Der erfreuliche 
Eindruck der Tagung, die ſich mit kulturellen, politiſchen und wirt⸗ 
ſchaftlichen Fragen befaßte, war der einer ungewöhnlichen inneren 
Geſchloſſenheit. Das Bewußtſein der Sendung des deutſchen Volkes, 
im mitteleuropäiſchen Raum einer neuen Rechts- und Staatskultur 
zum Durchbruch zu verhelfen, die das friedliche Zuſammenleben 
mehrerer Völker in einem Raum ermöglicht und damit zugleich auf 
die Löſung der drängenden Probleme der Abrüſtung und der Wirt- 
ſchaftskriſe hinarbeitet, gab der Tagung ihre hohe geiſtige Be⸗ 
deutung. Daß dieſe innere Geſchloſſenheit der deutſchen Volks- 
gruppen gerade jetzt beſonders vonnöten iſt, das zeigten überzeugend 
eine Reihe von Berichten, die ein Anwachſen der nationaliſtiſchen 
Welle in Europa feſtſtellen mußten. In zahlreichen Staaten hat 
ſich die minderheitenfeindliche ee bedenklich verſtärkt. Ins⸗ 
beſondere hat das Streben der Mehrheitsvölker nach einer ſtaatlich 
beſtimmten „Einheitskultur“, in der die Minderheiten aufgehen 
ſollen, nunmehr auch auf den baltiſchen Raum übergegriffen, der 
ſich im weſentlichen ſolchen Ideen bisher ferngehalten hatte. Bei 
der Betrachtung der weſentlichen Gedankengänge, die zu der Siel⸗ 
ſetzung der nationalkulturellen Freiheit für alle Völker führten, 
drängt ſich dem Keichsdeutſchen die Erkenntnis auf, daß gegenwärtig 
die innere Klärung nicht fo ſehr bei den im Kampf geiſtig ſtraff 
gefeſtigten deutſchen Volksgruppen außerhalb der Reichsgrenzen not= 
wendig iſt als bei den Deutſchen des Reiches, die ſich in ihren 
politiſchen Zielſetzungen der geſamtdeutſchen Volkstumsbewegung 
einordnen müſſen, wenn nicht ſtatt der Schickſalsgemeinſchaft ein 
Auseinanderklaffen des Schickſals erfolgen ſoll. — Die abſchließend 
vorgenommenen Vorſtandswahlen ergaben als 1. Vorſitzenden Abg. 
Graf Stolberg (Deutſche Volksgruppe in der Tſchechoſlowakei), 
als 2. Dorſitzenden Abg. Graebe (Deutſche Volksgruppe in Polen) 
und als geſchäftsführenden Vorſitzenden Abg. Haſſelblatt. BT 


Der fünfundachtzigjaͤhrige Max Liebermann 
Von Karl Scheffler | 


Die Welt hat recht, wenn fie dem Alter um feiner ſelbſt willen Reſpekt entgegen- 
Denn es ift nichts Geringes, das Leben, das, wenn es köſtlich war, Mühe 
und Arbeit geweſen iſt, ſiebzig, achtzig oder gar neunzig Jahre auszuhalten und 
dabei heil an Geiſt und Seele zu bleiben. Höher noch ſteigt mit Recht die Achtung, 
wenn es ſich um einen geiſtigen Führer handelt, der es bis ins hohe Alter ver⸗ 
hindern kann, ſich ſelbſt und ſeine Bedeutung zu überleben. 
das ſtaunen macht, wirkt jene große und ſeltene Begabung, die in einem bibliſchen 
Alter noch ſchöpferiſch bleibt, ja die dann noch etwas Beſonderes zu ſagen hat, weil 
ſie ſich lebendig fort und fort entwickelt. 


Zu den Seltenen und Glücklichen, die dieſes erleben dürfen, gehört Max 
Liebermann, der zu ſeinem fünfundachtzigſten Geburtstag am 20. Juli nun die 
Grüße der beſten Deutſchen empfängt. 
beſtimmte Nachfolger Menzels ift, fo gleicht er dieſem auch darin, daß er den Seit⸗ 
genoſſen durch ſein Alter ehrwürdig wird. 
Menzels verwandt, als es ebenfalls auf Stetigkeit und lange Dauer angelegt iſt, 
als es fih folgerichtig, ruhig, aber unaufhaltſam entwickelt hat und jede Frucht ge- 
laſſen hat reifen laſſen. 

Ungemein bezeichnend für Liebermanns Talent iſt, daß es ſeit ſechzig Jahren 
von Jahrzehnt zu Jahrzehnt neue 
tümliche Periodizität eigen iſt. 
die Gffentlichkeit mit dem Bildnis des Chirurgen Dr. Sauerbruch geradezu ver⸗ 
blüfft. Nicht nur, weil dieſes Bild das lebendigſte Meiſterwerk deutſcher Malerei 


Wie ein Wunder aber, 


Wie er künſtleriſch der von der Geſchichte 


Und auch inſofern iſt ſein Talent dem 


Antriebe empfangen hat, daß ihm eine eigen⸗ 
Dor wenigen Wochen noch hat der Künitler 
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in den letz⸗ 
ten Jahr⸗ 
zehnten iſt, 
ſondern auch, 


Lebenswerk 
noch einmal 
— im fünf⸗ 
undachtzigſten 
Lebensjahre! 
— eine neue 
Malperiode 

bezeichnet. 
Dieſes ſtill 
ergründende 


un reich 
ſchimmernde 
Werk ſchö⸗ 


ner Malerei 
bedeutet im 
Oeuvre 
Liebermanns 
ungefähr 
das, was die 
„Vorſtehe⸗ 
rinnen des 
Altmänner⸗ 
haufes“ im 
Lebenswerk von Frans Hals, des großen Dorbildes Liebermanns, 
bedeuten. Eine neue Welle von Lebenskraft ift mit dieſem Alters- 
werk in Erſcheinung getre⸗ i ; 
ten; und damit ift dann das 
Gejamtbild des Kebenswer- 
kes, damit ift das Selbſt⸗ 
bildnis einer ſechzigjährigen 
Entwicklung, wie man ſagen 
könnte, vollendet worden. 
Liebermanns Malerleben 
iſt in deutlich erkennbare 
Arbeitsperioden eingeteilt. 
Jede dieſer Perioden wird 
ſymboliſiert durch einige 
Hauptwerke. Das will fagen: 
Der Maler hat immer wie⸗ 
der das ſchon Erreichte 
preisgegeben und von vorn 
begonnen. Vie hat er faul 
und bequem auf ſchon er⸗ 
rungenen Erfolgen ausge⸗ 
ruht. Der Fünfundzwanzig⸗ 
jährige begann jene erſte Bil- 
derreihe, in der die „Gänſe⸗ 
rupferinnen“ figurieren, die 
Konſervenmacherinnen, die 
großen Kinderbilder, die 
Feldarbeiter, die klein- 
kinderſchulen u. a., alle 
die dunkeln kräftigen Bilder voller Tradition, die nicht ſelten 
an die Schule von Fontainebleau und an Courbet denken laſſen. 
Am Abſchluß ſteht, neue Impulſe ankündigend, der im Geiſte 
menzels prachtvoll gemalte „Chriftus im Tempel“. Dann 
folgt eine Periode, in der Meiſterwerke wie das Altmänner- 
haus, die Näherin, die Klöpplerin, die Schuſterwerkſtatt, die 
Amſterdamer Waiſenmädchen, die Bleiche und der Münchener 
Biergarten dominieren, Bilder, in denen nicht nur das hol⸗ 
ländiſche Motiv vorherrſcht, ſondern in denen auch die Mal- 
kunſt des alten Holland ſelbſtändig neu auferſtanden iſt. 
In der nächſten Epoche wird die Arbeit zuweilen heroiſch 
betont; das zeigen die Seilerbahnen, die Flachsſcheuer, die 
Nähſchulen, die monumentalen Vetzflickerinnen und die mäch⸗ 
tige Frau mit der Ziege. Bier tritt Millets Geiſt in einer 
nordiſchen Umwandlung hervor. Um 1890 beginnt die lange 
Reihe bedeutender Bildniſſe, deren Schutzheiliger Frans Hals 
geworden iſt. Dann erſcheinen die Biergärten, die Alleen und 
die Darſtellungen badender Knaben am Strande und der 
Reiter am Meeresufer: ein deutſcher Impreſſionismus bricht 
in dieſer Bildergruppe durch. Der faſt Sechzigjährige über⸗ 
raſcht die Öffentlichkeit ſodann mit den bewegten und be⸗ 
wegenden Darſtellungen aus dem Amſterdamer Judenviertel 
und vom Delfter Gemüſemarkt, mit Arbeiten, in denen oft 
jene Anſchauungsweiſe vorweggenommen iſt, die ſpäter als 
expreſſioniſtiſch bezeichnet wurde. Um 1910 beginnt die lange 
Reihe der Gartenbilder aus Wannſee. Daneben bilden 
Familienbildniſſe eine eigene Gruppe; es kommt in die 


Lieber mann: Pro 
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Liebermann: Die Nähſchule 


Malerei eine eigene Leichtigkeit und Verklärung. Die 
Tätigkeit des Seichnens, des Radierens und Litho- 
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weil es im 


graphierens geht immer nebenher. Im Krieg, ſiebzigjährig, 
wendet Liebermann ſich der Illuſtration zu und ſchafft, vor 
allem als Interpret Goethes, einige Meiſterwerke. Und dann er- 
ſcheinen in langer Reihe die Altersbildniſſe. Wenn es einmal 
ſcheinen will, daß die Kraft erlahmt, ſo zeigt ein neues Gelingen, 
daß es nur Sammlung und Vorbereitung war. Und doch füllt dieſe 
Riefenleiftung die Tage noch nicht aus. Programmſchriften über 
Malerei gehen nebenher; und auch als Kunftpolitifer iſt Liebermann 
unermüdlich. Die Berliner Sezeſſion — das war im weſentlichen 
Max Liebermann; und die erneuerte Akademie war er auch. 
Dieſes Malerleben iſt in unſerer Zeit und in Deutſchland eine 
Ausnahme; doch zeigt es die typiſche Entwicklung aller großen, 
echt maleriſchen Begabungen. Dieſe Wandlungsfähigkeit, dieſe 
lebendige Metamorphoſe iſt bezeichnend für Talente wie Manet und 
Cézanne, wie Menzel und Leibl, bis hinauf zu Frans Hals, Rem- 
brandt und Rubens. Nicht angetroffen wird dieſe atmende Ent⸗ 
wicklung bei den Gedankenmalern; dieſen iſt vielmehr eine ideen⸗ 
hafte Eintönigkeit eigen, eine Einheit, die auf ſtarrer Stiliſierung 
beruht. Die lebendige Einheit findet ſich in einem Lebenswerk wie 
dem Liebermanns, weil eine natürliche Vielfältigkeit darin iſt, weil 
ein beſtändiges Wachſen von der Geſundheit und Lebenskraft des 
Triebes zeugt. Zu einer ſo ausdauernden Begabung gehört ſowohl 
ein natürlicher Stoffreichtum wie ein wandlungsfähiger Formen⸗ 
reichtum. Liebermanns Künftlertum hat jenes Etwas, das als 
naturnotwendig, als organiſch empfunden wird. Darum verwandelt 
ſich auch alles Subjektive in etwas objektiv Gültiges. Nur ein ge⸗ 
borener Maler wie Liebermann zwingt die Zeitgenoffen, die Welt 
mit feinen Augen zu ſehen. Einem Talent, das ſoviel Natur hat, 
können die wechſelnden Richtungen und Moden nichts anhaben; 
es überlebt die Zeitſtrömungen, weil es auf einer Ebene ſchafft, wo 
es Jugend und Alter des Jn- 
dividuums kaum noch gibt, 
weil dort mit viel weiteren 
Zeiträumen gerechnet wird. 
Die Kunſtform gewinnt eine 
Endgültigkeit, für die Schul⸗ 
begriffe wie Naturalismus 
und Romantik nicht mehr 
exiſtieren, weil das Klaſſiſche, 
das heißt das zu allen Zeiten 
Gültige, berührt wird. 

Es ſollte den Deutſchen, 
die es mit ihrer Malerei 
ſchwer haben, eine nachdenk⸗ 
liche Begebenheit ſein, wenn 
ein Meiſter wie dieſer ſeinen 
fünfundachtzigſten Geburts⸗ 
tag begeht. Die Feier ſollte 
ihnen ſymboliſch werden; und 
es ſollte darum jeder einzelne 
daran teilnehmen. Lieber⸗ 
manns Kunſt, Liebermanns 
Sehform iſt längſt ein Teil 
unſeres Selbſt geworden, der 
Einfluß iſt nie wieder aus⸗ 
zulöſchen. Der Maler iſt 
ſchon ein Stück Geſchichte, 

Und bleibt doch eine unendlich 


Phot. Korbitz, Frankfurta. M. 


das lebendig unter uns wandelt. 


lebendige Perſönlichkeit — einmalig unter ſiebzig Millionen Deut⸗ 
ſchen: von unſern Beſten einer der Beſten! 
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Liebermann: „Neſtaurant Jacob“, Hamburg 
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Sommerferien auf Sylt. 
Das Freideutſche Jugend⸗ 
lager Klappholttal, das von 
Dr. med. Knud Ahlborn 
geleitet wird, liegt an 
einem der reizvollſten Punkte 
der deutſchen Nordſeeküſte, 
mitten in dem großartigen 
„Naturſchutzgebiet Nordſylt“ 
hart am Meeresſtrande 
zwiſchen Wanderdünen, 
Heideflächen und urwüchſi⸗ 
gen Waldbezirken. Es ladet 
in 3 Jahre durch 
einen beſonders reichhalti⸗ 
en Veranſtaltungsplan alle, 
ie „innerlich jung, geiſtig 
lebendig und zu einem Ge⸗ 
meinſchaftsleben im Sinne 
der deutſchen Jugendbewe⸗ 
gung bereit“ ſind, zu ſich 
ein. Die Zugehörigkeit zu 
beſtimmten Gruppen oder 
lich ift nicht erforder- 
ich. 


Die N gap ee Rp 
gen in Klappholttal ſind 
einfach, aber hygieniſch ein- 
wandfrei. Es gibt eine ab⸗ 
wechſlungsreiche und reich⸗ 
liche gemiſchte oder vege⸗ 
tariſche Koſt. Vor allem 
aber muß das friſche und 
die beſten Traditionen der 
freideutſchen 8 
ung bewahrende Gemein⸗ 
ſchaſtsleben und das fröh⸗ 
liche Strandtreiben in Wind 
und Sonne hervorgehoben 
werden. 
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kr. amti. 
notarieller 
Bestätigung: 

J. Uder 400000 Kunden 
i.mehr als 10000 Orten 
2.Über 100000 Kunden 
haben zum 2.Mal 
u. oft. nachbes 


Deutschlands 


Trierer - Str. 13 


Größtes . Spezialgeschäft 


Musterlager Köln 


Korbmöbel ab Fabrik |Sommersprossen 


Teilzahlung bis 10 Monate. Franko-Liefe- | beseitigtunter Garantie 
rung. Anzahlungserleichterung. Schlager: | mein einfaches Mittel, 
3 teilige Polstergarnitur RM 27.90. welches ich jedem 


Reichhaltiger Katalog gratis. kostenlos mitteile. 
Korbmöbelfabrik Böhm | Salvina,- Hamburg 24 


Oberlangenstadt327, Lichtenfels-Land 


Marke: Thüringer Ritter 
Nordsee Pilaumenmus 
À a zuckergesüßt, 10 Pfd. Eimer 
| KI J p p h fe) itt a | M. 3,20ab hier, Nachnahme. 
\> À < j tea ond Kinder Viele tausende Nachbestell. 
wer Sylt . Otto Ritter, Pilaumenmus- 


fabrik,Schköleni. Thür, 136. 
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ÜBERSEE- UND 
KOLONIAL-ZEITUNG 


43. Jahrgang 
* 


Das führende Kampforgan 
tur deutsche Kolonialpolitik 


* 


Das kolonialwirtschaftliche Nach- 
richtenblatt für Industrie und Handel 


* 


Die Monatsschrift des Kolonial- und 


Auslandsdeutschen 


* 


Dle aktuelle kolonlale Bilderzeitschritt 


* 


Bezugspreis: Ausland jährlich 9,— Mk. Inland 8,— Mk. 
einschließlich Zustellung. / Mitglieder der Deutschen 
Kolonialgesellschaft Vorzugspreise / Lassen Sie sich 
kostenlos Probenummer zusenden durch den Verlag: 


Deutsche Kolonialgesellschaft 
Berlin W 35, Am Karlsbad 10 


Durch dic Tat 


beweisen wir denWert der Krankenversicherung bei 
unserer Gesellschaft. Allen Anfeindungen zum Trotz 
verteilen wir alle Überschüsse des Jahres 1931 


von mehr ais 2 Millionen Mark 


restlos an unsere Versicherten und geben den Ver- 
sicherungen, welche im vergangenen Jahre schaden- 
frei geblieben sind 


wieder 4 Monatsprämien 


als Dividende. 


Durch diese hohe Gewinnbeteiligung bieten wir 
tatsächlich die 


billigste Krankenversicherung. 
Wir zahlen fortlaufend an Versicherungsleistungen 


täglich ca. 60000 Mark. 


Unsere Gesamtleistungen seit 1924 belaufen sich auf 


»Über 110 Millionen Mark 
für Krankheitskosten, 


über 10 Millionen Mark 
für Versicherten-Dividende. 


Vereinigte 
Krankenversicherungs- 
Aktiengesellschaft 


(vormals Gedevag, Kosmos und Selbsthilfe) 


Verlangen Sie kostenlos und ohne jede Verbindlichkeit Prospekt und 
Aufnahmeschein durch das Spezialbüro für die Beamtenverbände 


OTTO MACK, BERLIN O 17, 


Am Ostbahnhof 12. 
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Der Heimatdienft 


Dr. Karl Schwendemänn 
Der 


Auslanddeutsche Frankreich 


2 8 180 Seiten, 26 Karten und Schaubilder. Preis gebd. 5.40 RM. 
Halbmonatsschrift für Auslanddeutschtum Doppelband 27/8 der „Weltpolitischen Bücherei“. 

und Auslandkunde Frankreich als außenpolitischer Faktor in 
Mitteilungen des deutschen Auslands -Instituts in Stuttgart seiner Gesamtheit und in seinen Ziel- 
setzungen und Methoden. 


Bestellen Sie sofort dieses aktuelle Buch. j 
Das führende Blatt für die Kunde vom Auslanddeutschtum Verlangen SieSonderprospekte der Welt- 


AuteMtan, Briefe aus dem Ausland, Rundschau über poll- politischen Bücherei u. des Doppelbandes 27/8. 
sche und wirtschaftliche Lage des Auslanddeutschtums, a 
Nachrichten über Kirche, Schule, Presse, Kunst und Zentralvertag G. m. b. H., Berlin W 35 


Wissenschaft, Sport; deutsches Vereinswesen im Ausland, 0 a ; 
> Notverkaul 
Polsterarbeiten ee 


über Vereinigungen der Auslanddeutschen im Reich, poli- 
a a 
Umarbeitungen, neuzeitliche la Anzug-Stoffe 


Jahrgang XV 1932 


tisch-parlamentarische Fragen, Wanderungswesen, Biblio- 
graphie der Neuerscheinungen, Buchbesprechungen, Mit- 
teilungen aus deutschen Zeitungen und Zeitschriften des 
Auslands. Monatliche Beilagen: Bilder vom Ausland- 
deutschtum. Neue Bücher. : 


Formengestaltung, Dekoration blau und grau Woll- 
Der Auslanddeutsche erscheint am 1. und 15. jeden werden von erstklassigem alten Fach- aar a 
ae = wird Fa rg des 8 mann zu billigsten Preisen ausgeführt. Unverbindliche = 
uslands-Instituts ie den satzungsgemäßen Mustersend 
Mindestbeitrag entrichten, frei ins Haus geliefert. Paul Ponso ng sen., wird gern zugesandt! 
Berlin NO 55, Prenzlauer Allee 36. Geraer Textilfabrikation 


Die ausländische Deutschlandhilfe 
findet erstmals eine zusammenfassende Dar- 
stellung im 6. Band der wirtschaftswissenschaft- 
lichen Reihe der Schriften des deutschen Aus- | 
land-Instituts Stuttgart: i 


Die Auslandshilfe für das Deutsche Reich 


von Dr. Johannes Kreyenpoth info 
152 Seiten Gebunden Rmk. 5.—, geheftet Rmk, 4.—. 
Zu beziehen durch: 


Deutsches Auslands-Institut, Stuttgart 
Haus des Deutschtums 


G. m. b. H., Gera, Posti. 13 


D überseeische Auswanderung deutscher Menschen hat in 
unsern Tagen in ihren wirtschaftlichen und finanziellen 
Unterlagen, ihren Zielländern und ihrem Umfang, ihren Hoff- 1 
= nungen und Aussichten solch beachtenswerte Wandlungen er- | 
<i fahren, daß die neue Situation zu einer Aufforderung wird, die 
: einschlägigen Probleme auch vor einem breiteren Auditorium zu 
N besprechen. Von den vielen Fragen der Auswanderung ist in 


m O G LI CH KEITE n diesem Buch nur die landwirtschaftliche Siedlung im 
Auslande einer kritischen Prüfung unterworfen, weil sie in 
diesem Augenblick infolge der Wirtschaftskrise und der Ein- 
D € U T 1 CH ER wanderungspolitik amerikanischer Länder für den wenigbemittel- 
ten Auswanderer fast die einzige solide Aussicht bietet und an- 
A T f L an D 7 7173 D LU n G dererseits aus mancherlei Gründen dem deutschen Volk und 
besonders dem Freund des Auswanderers ernste Aufgaben stellt. 
E 3 Wir meinen, daß die aufschlußreiche Schrift von allen ge- 
n EN 7 lesen werden sollte, die in Staat und Kommunen, Standesorgani- 
sationen und Vereinigungen von Amts wegen berufen sind, Ar- 

Wa h 


beitslosen und Jugendlichen den Weg in die Zukunft zu weisen. 


lite fell Freunde des Auslanddeutschtums und des kolonialen Gedankens 
er werden ebenfalls Belehrung und Anregung finden. 
von Dr.MaxGrößer # 


AUS DEM INHALT: 
Die Krise der deutschen Überseewanderung als Berufsfrage. | Verkümmerung der deutschen 
kolonisatorischen Fähigkeiten. | Zielländer heutiger deutscher Auslandssiedlung. | Finanzielle 
Grundlagen der Auslandssiedlung. | Staatliche Aufgaben und Leistungen zur Auslandssiedlung. | 
Ergebnisse bisheriger deutscher Auslandssiedlung. | Zur Art der überseeischen Siedlung. | Ziel 
und Bedeutung der Auslandssiedlung. 


Dieser besonnene, Sacmkundige und wegweisende Führer zur Auswanderung 
ist zu beziehen durch jede Buchhandlung oder direkt 


Weinmann i 


60 Seiten Preis nur 1,50 RM. 
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